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Vorwort 
 
 
Tourismus ist ohne die Hunderttausenden touristischen Unternehmen in Deutschland nicht denkbar. Bei 
allen steht das Erlebnis der Kunden im Mittelpunkt. Gemeinsam sorgen die Unternehmen der 
Tourismuswirtschaft für 4 Prozent Bruttowertschöpfung, für 3 Millionen Arbeitsplätze und überhaupt erst 
dafür, dass die Reise oder der Ausflug möglich ist. Der eine trägt Infrastruktur bei, der nächste das 
Verkehrsmittel, ein anderer die Erlebnisse oder den Genuss und wieder andere verkaufen das Ganze. So 
sieht die Dienstleistungskette Tourismus aus.  
 
Wenn man den Tourismus stärken will, muss sich diese Heterogenität auch in der politischen 
Wertschätzung der Branche widerspiegeln. Dabei sind uns mit Blick auf die Entwicklung der Nationalen 
Tourismusstrategie zwei Punkte besonders wichtig. Erstens hat der Koalitionsvertrag einen ‚ganzheitlich 
wirtschaftspolitischen Ansatz‘ versprochen. Dieser zentrale Aspekt darf kein Lippenbekenntnis bleiben. 
Und zweitens darf die Zeit des Erarbeitens des Tourismuspolitischen Konzeptes keine Zeit des 
Stillstands sein. Strategien sind gut, befreien den Gesetzgeber jedoch nicht davor, unmittelbar 
notwendige Änderungen bereits zuvor zu veranlassen. Steuerpolitik, Arbeitsrecht, Luftverkehrspolitik und 
ordnungspolitische Rahmensetzung, Verbraucherschutz und Bürokratieabbau - all das fällt in die 
Zuständigkeiten des Bundes. Das gilt es deshalb auch in der Nationalen Tourismusstrategie zu 
berücksichtigen.  
 
Wir freuen uns darüber, dass die Ihnen vorliegende Studie des DIWecon viele unserer Positionen stützt 
und die Notwendigkeit wirtschaftspolitischer Maßnahmen im Sinne der Tourismuswirtschaft fordert. Das 
betrifft sowohl das längst überfällige Tourism Mainstreaming, die bessere und evidenzbasierte 
Koordination der Tourismuspolitik, die Verbesserung der Standortbedingungen durch 
Infrastrukturinvestitionen, ein faires Regelwerk für die Digitalisierung, sowie die Verbesserung der 
Arbeitszeitgesetzgebung.  
 
Wir appellieren an den Gesetzgeber, sich die Forderungen des Wirtschaftsinstitutes zu Eigen zu machen, 
um Wertschöpfung und Arbeitsplätze zu sichern und die Rahmenbedingungen für zukünftiges Wachstum 
der Tourismuswirtschaft besser zu gestalten. 
 

Michael Frenzel       Michael Rabe  
Präsident        Generalsekretär  
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Zusammenfassung  

Die vorliegende Kurzexpertise beschäftigt sich mit der wirtschaftlichen Struktur der Tourismuswirt-

schaft in Deutschland sowie den bundespolitischen Rahmenbedingungen für das Wachstum und die 

Entwicklung der Branche. Darauf aufbauend entwickelt sie wirtschaftspolitische Impulse zur Stärkung 

von Wertschöpfung und Beschäftigung in der deutschen Tourismuswirtschaft im Rahmen der nationa-

len Tourismusstrategie der Bundesregierung. Die wesentlichen Handlungsempfehlungen, die ein voll-

ständiges Konzept der Bundesregierung beinhalten sollte, sind daher: 

£ Die Tourismus- und Wirtschaftspolitik sollte im Sinne eines Tourism Mainstreaming evi-

denzbasiert sein: Die Auswirkungen von staatlichen Maßnahmen, die aus verschiedenen 

Gründen (bspw. Umweltschutz, Verbraucherschutz, Arbeitsschutz etc.) ergriffen werden, 

sollten – im Sinne einer Kosten-Nutzen-Analyse – für den Tourismus als Gesamtsystem sowie 

für die Wertschöpfung und Beschäftigung in allen beteiligten Teilbranchen untersucht wer-

den.  

£ Die Tourismuspolitik sollte besser koordiniert werden, damit sie den Anforderungen des 

Querschnittscharakters der Tourismuswirtschaft gerecht wird. Dies schließt auch eine Opti-

mierung der vielen verschiedenen Förderinstrumente ein.  

£ Die Standortbedingungen sollten durch Infrastrukturinvestitionen verbessert werden. 

Dazu sollten die öffentlichen Investitionen in die Infrastruktur erhöht und adäquate Rahmen-

bedingungen für private Investitionen geschaffen werden.  

£ Es sollte ein faires Regelwerk für die Digitalisierung geschaffen werden, das wettbewerbs-

politisch ein Gleichgewicht zwischen Regulierung und freiem Spiel der Marktkräfte darstellt 

und es der Tourismuswirtschaft ermöglicht, die Potenziale der Digitalisierung zu nutzen.  

£ Die nationale Tourismusstrategie sollte den Fachkräfteengpass in der Tourismuswirtschaft 

angehen, unter anderem durch das konsequente Ausschöpfen bislang unerschlossenen 

Fachkräftepotenzials (auch im Ausland), unterstützende Maßnahmen zur Steigerung der At-

traktivität des Berufsfeldes und Maßnahmen zur Steigerung der Arbeitsproduktivität.  

Diese Handlungsempfehlungen basieren darauf, dass es sich bei der Tourismuswirtschaft um eine 

große, gesamtwirtschaftlich relevante Querschnittsbranche handelt. Tourismus ist als ein Bündel-

produkt zu verstehen, bei dem sich die touristischen Teilleistungen (wie Beherbergung, Gastronomie, 

Verkehr, Kultur und Freizeit) gegenseitig ergänzen. Daher sind die wirtschaftlichen und rechtlichen 
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Rahmenbedingungen für die Unternehmen der Tourismuswirtschaft von entscheidender Bedeutung 

für das zukünftige Wachstum des Tourismus und die damit verbundene Wertschöpfung und Beschäf-

tigung. Weil die Tourismuswirtschaft eine Querschnittsbranche ist, berührt Tourismuspolitik die Zu-

ständigkeitsbereiche vieler verschiedener Politikbereiche und Bundesministerien. Die nationale Tou-

rismusstrategie muss die Tourismuswirtschaft daher als Gesamtbranche in den Blick nehmen und res-

sortübergreifend wirken.  
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1. Einleitung  

Die Tourismuswirtschaft ist ein wichtiger Wirtschaftsfaktor in Deutschland und umfasst als Quer-

schnittsbranche verschiedene Akteure aus unterschiedlichen Wirtschaftsbereichen. Zahlreiche Ar-

beitsplätze und Wertschöpfung in beträchtlichem Umfang sind in verschiedenen Wirtschaftsbereichen 

mit dem Tourismus verbunden. Zu diesen Wirtschaftsbereichen zählen beispielsweise das Beherber-

gungsgewerbe, die Gastronomie, die Personenbeförderung, sowohl im Fernverkehr (z.B. Luftfahrt, 

Schifffahrt, Eisenbahnfernverkehr, Fernbusse) als auch im Nahverkehr (z.B. Taxi, Mietwagen) sowie die 

Reisebüro-, Freizeit- und Kulturwirtschaft. Insgesamt hängen von den Ausgaben der Touristen in 

Deutschland 3,9 Prozent der gesamten Wirtschaftsleistung und 6,8 Prozent der gesamten Beschäfti-

gung ab. Werden auch die indirekten Effekte bei den Zulieferbranchen berücksichtigt, liegen diese 

Werte nochmals deutlich höher. Die durch viele kleine und mittelständische Unternehmen geprägte 

Tourismuswirtschaft ist damit hinsichtlich ihres Beitrags zur gesamten Wirtschaftsleistung auf Augen-

höhe mit klassischen deutschen Leitbranchen wie dem Maschinenbau. Hinsichtlich ihrer Beschäfti-

gungswirkung übertrifft sie diese sogar deutlich.  

Das tourismuspolitische Engagement der Bundesregierung sollte der ökonomischen Bedeutung der 

Tourismuswirtschaft Rechnung tragen und dabei den vielen heterogenen Akteuren einen gemeinsa-

men Rahmen setzen, der es ermöglicht, die Wachstumspotenziale der Tourismuswirtschaft bestmög-

lich zu erschließen. Folgerichtig kündigen die Regierungsparteien im aktuellen Koalitionsvertrag (Z. 

2935ff) eine nationale Tourismusstrategie an und greifen wichtige Zukunftsthemen der Tourismuswirt-

schaft auf: 

„Der Tourismus ist ein wichtiger Wirtschaftsfaktor in Deutschland, auch in ländlichen Räumen. Wir wol-

len die touristische Entwicklung nachhaltig stärken. Wir vereinbaren unter Beachtung der föderalen 

Grundsätze der Tourismuspolitik (gemeinsam mit den Ländern) und den Kompetenzen des Bundes für 

die Tourismuswirtschaft einen ganzheitlichen wirtschaftspolitischen Ansatz in Form einer nationalen 

Tourismusstrategie. Dabei wollen wir die Rahmenbedingungen für den Tourismus in Deutschland wei-

ter verbessern, von der Werbung im Ausland über einheitliche Qualitätskriterien und eine Fachkräfte-

offensive mit der Branche bis hin zur Barrierefreiheit. Die Förderinstrumente von EU, Bund und Ländern 

müssen enger miteinander verzahnt werden.“ 

Als Dachverband der Tourismuswirtschaft ist der Bundesverband der Deutschen Tourismuswirtschaft 

e.V. (BTW) bestrebt, wirtschaftspolitische Akzente zu setzen, die die gemeinsamen und übergreifen-

den Interessen der Tourismuswirtschaft berücksichtigen. Vor diesem Hintergrund entwickelt DIW Econ 
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in dieser Kurzstudie im Auftrag des BTW einen wirtschaftspolitischen Beitrag für die nationale Touris-

musstrategie der Bundesregierung. Im Fokus stehen dabei die Rahmenbedingungen, die die Politik 

setzen sollte, um eine positive Entwicklung des Tourismus und der deutschen Tourismuswirtschaft zu 

ermöglichen. Im Sinne eines wirtschaftspolitischen Beitrags wird in dieser Kurzstudie auf den Beitrag 

der Tourismuswirtschaft zur Wertschöpfung und Beschäftigung abgestellt.  

Dafür wird zunächst herausgearbeitet, dass die Tourismuswirtschaft trotz ihres Charakters als Quer-

schnittsbranche und der großen Vielfalt ihrer Akteure als gemeinsame Branche anzusehen ist, deren 

Erfolg von guten Rahmenbedingungen abhängt, die auf den Tourismus insgesamt und nicht nur auf 

seine Teilbranchen abzielen (Abschnitt 2). Anschließend präsentiert die Studie wichtige ökonomische 

Kennzahlen der Tourismuswirtschaft, die als Basis für die Analyse tourismuspolitischer Fragestellungen 

dienen. (Abschnitt 3). In einem weiteren Schritt werden die nachfrageseitigen (Abschnitt 4.1) und an-

gebotsseitigen (Abschnitt 4.2) Wachstumsbedingungen identifiziert, die für die Entwicklung der Tou-

rismuswirtschaft wichtig sind. Anschließend werden die dringlichsten Handlungsbedarfe präsentiert, 

die sich aus Sicht der Tourismuswirtschaft ergeben (Abschnitt 4.4). Auf dieser Basis werden für ausge-

wählte Themenbereiche wirtschaftspolitische Impulse formuliert, an denen ein tourismuspolitisches 

Konzept der Bundesregierung ansetzen sollte (Abschnitt 5).  

2. Die Tourismuswirtschaft ist ein Gesamtsystem  

Die Tourismuswirtschaft stellt als Querschnittsbranche sehr viele verschiedene Güter und Dienstleis-

tungen her. Das entscheidende verbindende Element sind dabei die Touristen als Zielgruppe und Kun-

den der Tourismuswirtschaft.1 Die Produkte der Tourismuswirtschaft reichen von klassischen Touris-

mus-charakteristischen Dienstleistungen wie Beherbergungen in Hotels und Gastronomieleistungen in 

Restaurants über Dienstleistungen des Personenverkehrs im Nah- und Fernverkehr und Leistungen der 

Kultur- und Kreativwirtschaft bis hin zu Gütern wie Reiseliteratur oder Kleidung und Ausrüstung, die 

von Touristen gekauft wird.  

                                                           

1 Touristen umfassen nicht nur klassische Urlaubsreisende, sondern insbesondere auch Geschäftsreisende. Ge-

mäß der Definition der UNWTO ist ein Tourist ein Reisender, der zu einem Hauptziel außerhalb seiner gewohn-

ten Umgebung für weniger als ein Jahr reist und sich dort zu Freizeit-, Geschäfts- oder bestimmten anderen 

persönlichen Zwecken aufhält, aber nicht in diesem Land dafür entlohnt wird (UNWTO, 2010). 
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Auf den ersten Blick wirken diese Branchen sehr heterogen. Allen ist jedoch gemeinsam, dass Touristen 

ihre Kunden sind. Darüber hinaus muss Tourismus nachfrageseitig als Gesamtprodukt verstanden wer-

den. Touristen entscheiden über den Konsum der einzelnen Produkte, die von Tourismus-charakteris-

tischen Branchen hergestellt werden, nicht isoliert. Vielmehr konsumieren Touristen ein Bündel von 

Produkten, die ein Gesamtprodukt – das touristische Erlebnis oder auch das touristische Produkt – 

darstellen.  

In der Tourismusökonomie wird daher schon bei der Definition touristischer Produkte auf die Interde-

pendenz der verschiedenen touristischen Güter verwiesen (so bspw. Koutoulas 2001: 474): 

“The tourist product is defined as the total bundle of functionally interdependent tangible and intan-

gible elements that enables the tourist on the one hand to engage in a specific activity at one or at 

several consecutive destinations and on the other hand to facilitate the transition to the destina-

tion(s) and the social reproduction during the trip.” 

Abbildung 2-1:  
Tourismus als Bündelprodukt 

 

Quelle: DIW Econ. 
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Bei Tourismusleistungen handelt es sich folglich nicht um physische Einzelprodukte wie beispielsweise 

in der Automobil- oder Lebensmittelindustrie. Stattdessen handelt es sich um ein komplexes Produkt-

bündel, bei dem eine strikte Trennung der einzelnen Bestandteile nicht möglich ist, weil diese vielfach 

in einem Abhängigkeitsverhältnis zueinanderstehen. Die touristischen Teilleistungen sind komple-

mentär. Das bedeutet, sie ergänzen sich gegenseitig und entfalten nur zusammengenommen ihren 

Wert für die Konsumierenden. Komplementarität bezeichnet die Abhängigkeit einzelner Produkte 

voneinander. Intuitiv ist leicht nachzuvollziehen, dass Touristen stets eine Kombination verschiedener, 

sich ergänzender Produkte konsumieren.  

Beispiel 1: Komplementarität verschiedener touristischer Produkte 

Touristen können nicht ohne größeren Aufwand in eine entfernte Region reisen, die über keine leis-

tungsfähige Flugverkehrsanbindung verfügt. Touristen, die nicht anreisen, werden folglich dort auch 

keine Beherbergungsleistungen oder andere Tourismus-charakteristischen Produkte konsumieren 

können. Die Luftverkehrsanbindung durch eine Fluggesellschaft und das Gastgewerbe stehen damit 

in einem komplementären Verhältnis. 

Neben der Bereitstellung von Verkehrsanbindungen, Unterkünften und Verpflegung komplettieren 

viele weitere Angebote das gesamte Tourismusangebot. Beispielsweise spielt auch das Vorhandensein 

von Attraktionen (vgl. der sogenannte „Bilbao-Effekt“) eine entscheidende Rolle für den Erfolg anderer 

Anbieter Tourismus-charakteristischer Produkte.  

Beispiel 2: Komplementarität verschiedener touristischer Produkte 

Freizeitangebote wie Freizeitparks können Touristen in eine bestimmte Region ziehen. Während des 
Aufenthalts werden die Besucher nicht nur Eintrittskarten für die Besichtigung erwerben, sondern 

auch gastronomische und Übernachtungsleistungen in der Region in Anspruch nehmen sowie an-

dere Produkte, beispielsweise im Einzelhandel, erwerben. Von dem Freizeitpark können damit auch 

andere Tourismus-charakteristische Branchen profitieren. Ist die Angebotsdichte einer Region hin-

sichtlich möglicher Freizeitoptionen besonders gering, wird die Region entsprechend weniger Tou-

risten anziehen. Das schlägt sich wiederum in dem Erfolg der Anbieter anderer touristischer Leistun-

gen nieder.  

Umgekehrt gilt, dass Attraktionen nur dann in größerem Umfang besucht werden, wenn entspre-

chende Angebote an touristischen Dienstleistungen (Reiseführer, Gastronomie etc.) sowie touristi-

scher Infrastruktur (Verkehr, Wege vor Ort, Ausschilderung etc.) den Besuch ergänzen. Bspw. belegen 
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Khadaroo und Seetanah (2008) in einer Studie die Relevanz der Verkehrsinfrastruktur für die Attrakti-

vität der Region für Tourismus. Gut ausgebaute Transportmöglichkeiten spielen vor allem auch im 

ländlichen Raum eine große Rolle (Wilson et al. 2001).2  

Kasten 1:  
Messung der Komplementarität von Gütern und Dienstleistung 

Die Komplementarität von Produkten und deren Eigenschaft, im Verbund Nutzen zu stiften, ist ein 

zentrales Merkmal des Bündelprodukts „Tourismus“ (Gudehus, 2015). Dabei kann der Grad der 

Komplementarität verschiedener Produkte variieren. Eine sehr attraktive Einzelleistung vermag zu 

einem gewissen Grad andere, weniger attraktive Einzelleistungen auszugleichen.  

Empirisch kann die Komplementarität zweier Produkte anhand der Kreuzpreiselastizität der Nach-
frage gemessen werden. Die Kreuzpreiselastizität gibt an, wie sich eine Preisänderung einer Teilleis-

tung eines Güterbündels (bspw. ein Preisanstieg des Flugpreises nach Italien) auf die nachgefragte 

Menge anderer Teilleistungen (bspw. nach Kulturangeboten, Hotelübernachtungen in Italien) aus-

wirkt. Bei Komplementärgütern ist die Reaktion negativ. Das bedeutet, dass die Nachfrage nach an-

deren Teilleistungen (Museumsbesuch, Übernachtung in Italien) in Reaktion auf den Anstieg des 

Flugpreises zurückgeht. Die Nachfrage nach einzelnen Teilleistungen des Bündels entwickelt sich 

folglich parallel. Empirische Analysen deuten auf einen solchen negativen Zusammenhang zwischen 

touristischen Dienstleistungen wie Beherbergung und Gastronomie oder Transport und Beherber-

gung hin (Vgl. Negative Kreuzpreiselastizitäten der touristischen Leistungen des Konsumbündels 

„Tourismus“, (Divisikera, 2010; Divisikera und Van Nguyen, 2014); Negativer Effekt von Treibstoff-
preisen auf Nachfrage nach Übernachtungen in Hotels (Canina et al., 2003). Gleichzeitig weisen em-

pirische Studien auf positive Korrelationen der Angebotsdichte verschiedener touristischer Gewerbe 

hin (Bsp. Rumänien, Constantin und Reveiu, 2018).  

Aufgrund der Vielfältigkeit des von Touristen konsumierten Produktbündels sowie aufgrund der Kom-

plementärverhältnisse vieler einzelner Bestandteile des Produktbündels stehen die einzelnen Anbieter 

von Tourismus-charakteristischen Produkten in einem Abhängigkeitsverhältnis zueinander. Das hat 

zur Folge, dass die Nachfrage nach den Produkten bestimmter touristischer Anbieter nicht aus-

schließlich von der Qualität und dem Preis ihrer eigenen Angebote abhängt. Gleichzeitig ist das An-

gebot anderer touristischer Anbieter für den eigenen Geschäftserfolg relevant. Es besteht also eine 

Abhängigkeit des einzelnen Anbieters vom gesamten Tourismusangebot einer Region. Dies führt 

dazu, dass die einzelnen touristischen Anbieter miteinander kooperieren müssen, um ein hochwer-

tiges Gesamtprodukt anbieten zu können.3 Wenn also ein Restaurant in einer Region angesiedelt ist, 

                                                           

2 Auf die Komplementarität von Tourismus- und Infrastrukturangeboten weist auch eine deutsche Studie in Sach-

sen hin. Demnach haben Investitionen in u.a. Transport, Radwege, Erschließung von Landschaften und Kurein-

richtungen einen noch deutlich größeren Effekt auf den Tourismus, wenn bereits eine auf Tourismus ausgelegte 

Infrastruktur vorhanden ist (Kauffmann und Rosenberg, 2010).  

3  Ein für die Erklärung der Notwendigkeit zur Kooperation wichtiges spieltheoretisches Modell ist das Gefangen-

endilemma. Die touristischen Unternehmen einer Region befinden sich in einer Entscheidungssituation, in der 

das Ergebnis des eigenen Entscheidungsverhaltens direkt von dem Verhalten der anderen touristischen Ak-

teure der Region abhängt. Das Modell zeigt, dass die individuelle Nutzenmaximierung der einzelnen Akteure 
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in der es interessante Sehenswürdigkeiten, gute Übernachtungsmöglichkeiten, attraktive Kultur- und 

Freizeitangebote sowie eine gute Verkehrsanbindung gibt, kann es eher mit einer starken Nachfrage 

durch Touristen und einem Geschäftserfolg rechnen als in einer Situation, in der diese Voraussetzun-

gen nicht gegeben sind. Umgekehrt hat das attraktive Angebot des Restaurants positive Auswirkungen 

auf die Nachfrage und die Erfolgsaussichten der anderen touristischen Anbieter.  

Daher kann ein staatlicher Eingriff, der zunächst nur eine Teilbranche betrifft, zum Beispiel in Form der 

Einführung einer neuen Steuer (bspw. Bettensteuer), sowohl auf die Teilbranche selbst (etwa das Be-

herbergungsgewerbe), aber auch auf die anderen touristischen Anbieter in der Region negative Aus-

wirkungen haben. Einerseits verteuert eine solche Steuer die Übernachtungskosten für den Touristen. 

Im Wettbewerb mit anderen Destinationen, die nicht von der Steuer betroffen sind, aber ein ansons-

ten ähnliches touristisches Angebot aufweisen, verliert die ursprüngliche Destination an Attraktivität. 

Kommen nun weniger Touristen in die Region, dann mindern sich nicht nur die Erfolgsaussichten des 

unmittelbar von der Steuer betroffenen Beherbergungsgewerbes, sondern ebenso die der Anbieter 

von anderen Leistungen des Produktbündels Tourismus.  

Folglich stehen die einzelnen Unternehmen des Tourismuswirtschaft in einer Region zwar einerseits – 

zumindest teilweise – in Konkurrenz zueinander, vor allem aber steht das gesamte touristische Ange-

bot einer Region, also die Summe der diversen touristischen Leistungen des Produktbündels, in Kon-

kurrenz zum touristischen Angebot anderer Destinationen. Daraus ergibt sich die Notwendigkeit der 

Vernetzung der unterschiedlichen Akteure und der Abstimmung ihres Handelns (so bspw. auch Zhang 

et al. 2009). Weil die Tourismuswirtschaft stark von kleinen Unternehmen geprägt ist, welche relativ 

hohe Koordinierungskosten haben, kommt der Tourismuspolitik eine besondere Aufgabe bei der Ko-

ordinierung der touristischen Akteure zu. 

Über die Betrachtung der Tourismuswirtschaft als Bündelprodukt hinaus sind auch die indirekten Ef-

fekte zu berücksichtigen, die der Tourismus auf andere Branchen hat. Die Herstellung der in Deutsch-

land von Touristen nachgefragten Produkte ist mit einer direkten Bruttowertschöpfung in Höhe von 

105,3 Milliarden Euro verbunden. Darüber hinaus ergeben sich durch die Vorleistungsnachfrage der 

Produzenten indirekte Effekte in Höhe von 76,1 Milliarden Euro an Bruttowertschöpfung. Insgesamt 

beträgt die Bruttowertschöpfung der Tourismuswirtschaft somit 181,4 Mrd. Euro (DIW Econ, 2017). 

                                                           

nicht das optimale Ergebnis zur Folge hat. Stattdessen wird das Optimum, also die beste Qualität eines touris-

tischen Angebots bestehend aus gut abgestimmten, sich ergänzenden Einzelleistungen, unter Kooperation der 

einzelnen Akteure erzielt. 
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Auch hier muss berücksichtigt werden, dass tourismuspolitische Entscheidungen Effekte auf andere 

Branchen haben.  

Die Analyse zeigt, dass Tourismus als Gesamtsystem zu verstehen ist, das mehr als die einfache Summe 

der Wertschöpfung der einzelnen Tourismus-charakteristischen Branchen ist. Eine tourismuspoliti-

sche Strategie muss auf die vielfältigen Zusammenhänge zwischen den einzelnen Teilbranchen der 

Tourismuswirtschaft eingehen und auf das Wachstum des Gesamtsektors abzielen. Dementspre-

chend sind die Rahmenbedingungen mit Blick auf alle involvierten Branchen zu analysieren. Insbe-

sondere muss eine tourismuspolitische Strategie der Bundesregierung berücksichtigen, dass Maß-

nahmen, die eine Teilbranche der Tourismuswirtschaft betreffen, auch gleichzeitig Auswirkungen 

auf andere Branchen haben. Darüber hinaus ist zu beachten, dass auch indirekt involvierte Branchen 

von tourismuspolitischen Entscheidungen beeinflusst werden.  

3. Die Entwicklung der Tourismuswirtschaft in den 

letzten 10 Jahren 

Als Basis für eine Auseinandersetzung mit den Wachstumsbedingungen für die Tourismuswirtschaft 

wird im Folgenden die Entwicklung der Tourismuswirtschaft seit 2007/2008 beleuchtet. 

Die Tourismuswirtschaft in Deutschland ist eine erfolgreiche Querschnittsbranche mit einem bedeu-

tenden ökonomischen Fußabdruck. Die aktuellsten für Deutschland verfügbaren Zahlen beziehen sich 

auf das Jahr 2015 und zeigen, dass die Nachfrage nach touristischen Produkten Bruttowertschöpfung 

und Beschäftigung in Deutschland in einem gesamtwirtschaftlich relevanten Umfang anstößt. Die un-

mittelbar mit der Produktion touristisch nachgefragter Produkte verbundene Bruttowertschöpfung 

macht 3,9 Prozent der gesamten Bruttowertschöpfung in Deutschland aus. Der entsprechende Anteil 

an der inländischen Gesamtbeschäftigung beträgt 6,8 Prozent (DIW Econ, 2017). Auch weltweit ist der 

Tourismus für die Wirtschaft eine strategisch wichtige und dynamische Branche, die von wirtschaftli-

chem Wachstum und einer weltweit stetig steigenden Mobilität profitiert. Nach Angaben der Welttou-

rismusorganisation der Vereinten Nationen (UNWTO) ist die Anzahl der internationalen Gästeankünfte 

weltweit zwischen 2016 und 2017 um 7,0 Prozent gestiegen, das entspricht dem größten Anstieg seit 

der Finanz- und Wirtschaftskrise nach 2008 (UNWTO, 2018). 

Da die Tourismuswirtschaft nachfrageseitig abgegrenzt wird, erfolgt in einem ersten Schritt die nach-

frageseitige Analyse des Tourismus (Abschnitt 3.1). Die nachfrageseitige Abgrenzung bedeutet, dass 

alle Produkte, die von Touristen nachgefragt werden „touristisch“ sind, unabhängig davon, in welchem 
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Wirtschaftszweig diese hergestellt werden. Das hat zur Folge, dass im Unterschied zu anderen rein 

angebotsseitig abgegrenzten Branchen (wie dies in der amtlichen Wirtschaftsstatistik üblich ist), die 

Nachfrage von zentraler Bedeutung für die Analyse der Tourismuswirtschaft ist. In einem zweiten 

Schritt erfolgt dann die angebotsseitige Analyse, also die Betrachtung derjenigen Branchen, die Tou-

rismus-charakteristische Produkte herstellen (Anschnitt 3.2).  

3.1 Entwicklung und Struktur der touristischen Nachfrage  

In Deutschland belief sich der touristische Konsum im Jahr 2015 insgesamt auf 287,2 Milliarden Euro 

(DIW Econ, 2017). Das bedeutet, dass alle Touristinnen und Touristen (aus dem Inland und dem Aus-

land) zusammen Ausgaben in dieser Höhe getätigt haben.4 Ein erheblicher Anteil dieser Gesamtausga-

ben entfällt dabei auf Gastronomie- und Beherbergungsleistungen. Der Vergleich mit dem touristi-

schen Konsum des Jahres 2007 ergibt ein nominales Wachstum des Gesamtkonsums zwischen den 

Jahren 2007 und 2015 von insgesamt 8,2 Prozent bzw. 21,6 Milliarden Euro (Abbildung 3-1, linke 

Achse).  

Das Rückgrat des touristischen Gesamtkonsums in Deutschland ist der Konsum von inländischen Tou-

risten. Das durchschnittliche Wachstum des Konsums von inländischen Touristen lag bei 0,8 Prozent 

pro Jahr im Zeitraum von 2007 und 2015. Ausländische Touristen in Deutschland tragen absolut gese-

hen deutlich weniger zum Gesamtkonsum bei als Touristen aus Deutschland, dafür wächst der Konsum 

durch ausländische Touristen mit durchschnittlichen 1,4 Prozent pro Jahr im gleichen Zeitraum deut-

lich schneller. 

                                                           

4 Neben den Ausgaben der Touristen sind auch in geringerem Umfang staatliche Ausgaben sowie imputierte 

Mieten enthalten. Für Details siehe DIW Econ (2017). 
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Abbildung 3-1:  
Entwicklung des touristischen Konsums (linke Achse, durchgängige Linie) und der Anzahl der Übernachtun-
gen (rechte Achse, gestrichelte Linie) in Deutschland, 2007 bis 2015 

 

Notiz: *Die angegebene Anzahl an Übernachtungen bezieht sich ausschließlich auf Übernachtungen in gewerbli-

chen Betrieben mit 10 und mehr Schlafgelegenheiten bzw. Stellplätzen gemäß Abgrenzung des Statistischen Bun-

desamtes. 

Quelle: DIW Econ (2017), Statistisches Bundesamt (2017). 

Ergänzend lassen sich Übernachtungszahlen differenziert nach Quellmarkt (inländisch und auslän-

disch) betrachten (Abbildung 3-1, rechte Achse). Diese zeichnen ein ähnliches Bild. Übernachtungen 

inländischer Gäste machen den Löwenanteil aller Übernachtungen aus, wohingegen die Übernachtun-

gen ausländischer Gäste stärker ansteigen. Zudem wird ersichtlich, dass das Wachstum der Übernach-

tungszahlen höher ist als das Wachstum des touristischen Gesamtkonsums. Das ist leicht zu erklären, 

denn der touristische Gesamtkonsum umfasst nicht nur Ausgaben von Übernachtungstouristen, son-

dern auch von Tagestouristen. Während die Anzahl der Übernachtungen und die Gesamtausgaben von 

Übernachtungsgästen steigen, gehen die Anzahl der Tagesreisen und die damit verbundenen Gesamt-

ausgaben von Tagestouristen zurück. Abbildung 3-2 zeigt, dass die Anzahl der Tagesreisen im Zeitver-

lauf zurückgegangen ist.  
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Abbildung 3-2:   
Entwicklung des touristischen Gesamtkonsums in Deutschland, des touristischen Konsums der Deutschen im 
Ausland, der amtlich erfassten Übernachtungen in Deutschland sowie der Anzahl der Tagesreisen in Deutsch-
land, Index (2007=100) 

 

Notiz: *Die angegebenen Übernachtungen beziehen sich ausschließlich auf Übernachtungen in gewerblichen Be-

trieben mit 10 und mehr Schlafgelegenheiten bzw. Stellplätzen. Die Anzahl der Tagesreisen bildet nur die Ent-

wicklung der Tagesreisen der Deutschen ab, dwif (Tagesreisen der Deutschen im Inland), Fortschreibung auf Basis 

von Daten der GfK. 

Quelle: DIW Econ (2017) und Statistisches Bundesamt (2017), dwif Tagesreisen der Deutschen im Inland. 

Es bleibt festzuhalten, dass Deutschland als Quellmarkt für die deutsche Tourismuswirtschaft von be-

sonderer Relevanz ist, während die größte Wachstumsdynamik mit der Nachfrage ausländischer Tou-

risten verbunden ist. Im Zuge zunehmender globaler Mobilität wurde auch weltweit in den letzten 

Jahren starkes Wachstum der touristischen Nachfrage gemessen an den internationalen Gästeankünf-

ten verzeichnet und erwartet, dass sich dieses in der Zukunft fortsetzt. Die Welttourismusorganisation 

prognostiziert ein durchschnittliches jährliches Wachstum der internationalen Gästeankünfte weltweit 

von 3,3 Prozent für den gesamten Zeitraum zwischen 2010 und 2030 (UNWTO, 2017). Das entspre-

chende Wachstum in der EU-28 entsprach im Durchschnitt 3,2 Prozent pro Jahr. Für den Zeitraum zwi-

schen den Jahren 2010 und 2017 wurde ein durchschnittliches jährliches Wachstum der internationa-

len Gästeankünfte von 4,8 Prozent weltweit und 4,7 Prozent in Europa ermittelt (UNWTO, 2018). Im 

Vergleich dazu betrug das durchschnittliche jährliche Wachstum im gleichen Zeitraum in Deutschland 

4,9 Prozent (Statistisches Bundesamt, 2018). Deutschland spielt demnach als Zielregion eine wichtige 
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Rolle. Gemessen an den internationalen Touristenankünften belegt Deutschland weltweit im Jahr 2016 

Platz 7 (UNWTO, 2018). Die wichtigsten Herkunftsmärkte sind die Niederlanden, die Schweiz und die 

Vereinigten Staaten (Statistisches Bundesamt, 2018). Auch als Quellmarkt für ausländische Destinati-

onen nimmt Deutschland eine zunehmend wichtige Rolle ein, das wird an den steigenden Ausgaben 

der deutschen Touristen im Ausland (Abbildung 3-2) sowie an dem globalen Vergleich der UNWTO 

deutlich; gemessen an den touristischen Ausgaben im Ausland im Jahr 2016 nimmt Deutschland welt-

weit Platz drei ein (UNWTO, 2017).  

3.2 Entwicklung der Tourismus-charakteristischen Branchen 

Die Nachfrage von Touristen nach Gütern und Dienstleistungen stößt Wirtschaftsleistung (Bruttowert-

schöpfung) und Beschäftigung in verschiedenen Wirtschaftsbereichen an. Im Folgenden werden Wirt-

schaftsleistung und Beschäftigung der gesamten Tourismus-charakteristischen Branchen bzw. des ge-

wichteten Durchschnitts der Tourismus-charakteristischen Branchen für ausgewählte europäische 

Länder dargestellt. Zu den wichtigsten Tourismus-charakteristischen Branchen zählen die Beherber-

gung und Gastronomie, die insgesamt das größte Gewicht einnehmen, Landverkehr und Transport, 

Reisebüros und -veranstalter, die Schifffahrt und die Luftfahrt. Dabei ist zu beachten, dass das Aggregat 

dieser Branchen eine Approximation des touristischen Angebots darstellt, um die Entwicklung im Tou-

rismus aufzuzeigen. Es umfasst im Wesentlichen das Angebot, welches auf die Nachfrage von Touristen 

zurückzuführen ist, in gewissem Maße jedoch auch das auf nicht-touristische Nachfrage zurückzufüh-

rende Angebot (z.B. auf Gaststättenleistungen oder Nahverkehrsleistungen, die von der lokalen Bevöl-

kerung nachgefragt werden).5  

3.2.1 Entwicklung der touristischen Bruttowertschöpfung im europäischen Vergleich 

Abbildung 3-3 bildet die Entwicklung der Bruttowertschöpfung in der Tourismuswirtschaft (bzw. des 

gewichteten Durchschnitts der Bruttowertschöpfung der Tourismus-charakteristischen Branchen) in 

Deutschland, in einigen ausgewählten europäischen Ländern sowie in der EU28 insgesamt ab. Die Ent-

wicklung der touristischen Bruttowertschöpfung im gesamten Zeitraum von 2008 bis 2017 sowie der 

                                                           

5 Es handelt sich folglich um eine Analyse von angebotsseitig abgrenzbaren Branchen, die Produkte herstellen, 

die für den touristischen Konsum charakteristisch sind. Im Unterschied zur Studie „Wirtschaftsfaktor Tourismus 

in Deutschland“ (vgl. DIW Econ, 2017) wird hier nicht durch die Zusammenführung von Nachfrage und Angebot 

derjenige Anteil des Angebots in den jeweiligen Branchen ermittelt, der ausschließlich auf touristische Nach-

frage zurückzuführen ist. 
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europäische Vergleich machen deutlich, dass die Tourismuswirtschaft in Deutschland insgesamt eine 

gute Entwicklung verzeichnete. Die touristische Wirtschaftsleistung in Deutschland hat sich parallel zur 

EU28 entwickelt und ist insgesamt um rund 28 Prozent gewachsen (nominale Werte). Das entspricht 

einem durchschnittlichen Wachstum von jeweils über 2,7 Prozent pro Jahr. Besonders starkes Wachs-

tum verzeichnete auch die Tourismuswirtschaft in den Niederlanden. Die Entwicklung in anderen eu-

ropäischen Vergleichsländern, die von der Finanz- und Wirtschaftskrise nach 2008 härter getroffen 

wurden, beispielsweise in Spanien, Frankreich oder Portugal, war zurückhaltender.  

Abbildung 3-3:  
Entwicklung der Bruttowertschöpfung im Tourismus* in verschiedenen europäischen Ländern, Index 
(2008=100) 

 

Notiz: *Tourismus wird hier durch den gewichteten Durchschnitt Tourismus-charakteristischer Branchen abge-

bildet. Zu den Tourismus-charakteristischen Branchen zählen hier Landverkehr und Transport, Beherbergung, 

Gastronomie, Reisebüros und -veranstalter und die Schifffahrt. Die Luftfahrt ist in dieser Abbildung ausgenom-

men.  

Quelle: Eurostat (2018), eigene Berechnungen. 

Ein zentraler Aspekt hinter dieser Entwicklung ist, dass Deutschland nicht in dem Maße von der Krise 

betroffen war wie einige andere europäische Länder (bspw. Spanien, Italien oder Portugal). Zudem ist 
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der deutsche Tourismus – wie bereits in Abschnitt 3.1 dargestellt – stark von den Ausgaben der Inlän-

der abhängig. Das hat zur Folge, dass die Entwicklung des Tourismus in Deutschland zu einem entschei-

denden Anteil von der konjunkturellen Entwicklung in Deutschland selbst geprägt wird. Dies ging mit 

einer dementsprechend positiven Entwicklung – relativ zu den stark krisengebeutelten Ländern – der 

touristischen Bruttowertschöpfung in dem gesamten Zeitraum einher. Bei Betrachtung der aktuelleren 

Vergangenheit (ab dem Jahr 2012) wird dennoch deutlich, dass beispielsweise Portugal zuletzt deutlich 

schnelleres Wachstum und Spanien oder Italien ein ähnliches Wachstum wie Deutschland verzeichne-

ten (Abbildung 3-4).  

Abbildung 3-4:  
Entwicklung der Bruttowertschöpfung im Tourismus* in verschiedenen europäischen Ländern, Index 
(2012=100) 
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Notiz: *Tourismus wird hier durch den gewichteten Durchschnitt Tourismus-charakteristischer Branchen abge-

bildet. Zu den Tourismus-charakteristischen Branchen zählen hier Landverkehr und Transport, Beherbergung, 

Gastronomie, Reisebüros und -veranstalter und die Schifffahrt. Die Luftfahrt ist in dieser Abbildung ausgenom-

men.  

Quelle: Eurostat (2018), eigene Berechnungen. 

3.2.2 Entwicklung der touristischen Beschäftigung im europäischen Vergleich 

Die Entwicklung der Beschäftigung in den Tourismus-charakteristischen Branchen zeichnet mit Blick 

auf Deutschland für den gesamten Zeitraum zwischen den Jahren 2008 und 2017 ein ähnliches Bild. 

Unter den ausgewählten Ländern verzeichnete Deutschland mit 21,2 Prozent zwischen den Jahren 

2008 und 2017 sogar das schnellste Beschäftigungswachstum (Abbildung 3-5). Dies entspricht einem 

durchschnittlichen Wachstum von 2,2 Prozent pro Jahr. Unter den abgebildeten Tourismus-charakte-

ristischen Branchen sind die meisten Arbeitsplätze in der Gastronomie entstanden.  

Abbildung 3-5:  
Entwicklung der Beschäftigung im Tourismus* in verschiedenen europäischen Ländern, Index (2008=100) 

 

Notiz: *Tourismus wird hier durch den gewichteten Durchschnitt Tourismus-charakteristischer Branchen abge-

bildet. Zu den Tourismus-charakteristischen Branchen zählen hier Landverkehr und Transport, Beherbergung, 

Gastronomie, Reisebüros und -veranstalter und die Schifffahrt.  
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Quelle: Eurostat (2018), eigene Berechnungen. 

Analog zur touristischen Bruttowertschöpfung wird bei der Beschäftigung ebenso deutlich, dass an-

dere Länder in den letzten Jahren schnelleres Beschäftigungswachstum wegen starker Nachholeffekte 

aufwiesen als Deutschland (Abbildung 3-6). Die Beschäftigung der tourismusrelevanten Branchen 

wuchs beispielsweise in Portugal zwischen den Jahren 2012 und 2017 um 17 Prozent, in Spanien um 

13 Prozent, gefolgt von Deutschland mit einem Wachstum von 12 Prozent. 

Abbildung 3-6:  
Entwicklung der Beschäftigung im Tourismus* in verschiedenen Europäischen Ländern, Index (2012=100) 

 

Notiz: *Tourismus wird hier durch den gewichteten Durchschnitt Tourismus-charakteristischer Branchen abge-

bildet. Zu den Tourismus-charakteristischen Branchen zählen hier Landverkehr und Transport, Beherbergung, 

Gastronomie, Reisebüros und -veranstalter und die Schifffahrt.  

Quelle: Eurostat (2018), eigene Berechnungen. 

Zusammenfassend ist festzuhalten, dass die inländische Nachfrage eine tragende Säule der Tourismus-

wirtschaft in Deutschland ist. Gleichzeitig nimmt die Bedeutung von Tagesreisen ab und Übernach-

tungsreisen gewinnen an Bedeutung. Die größte Wachstumsdynamik in der Tourismuswirtschaft ist 

dennoch mit der Nachfrage ausländischer Touristen verbunden (Nachfrageperspektive). Die Entwick-

lung der Tourismus-charakteristischen Branchen (d.h. die Angebotsperspektive) verdeutlicht zudem, 
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dass die deutsche Tourismuswirtschaft im Vergleich zu anderen europäischen Ländern von der stabilen 

Binnenkonjunktur in Deutschland profitiert hat. Vor diesem Hintergrund stellt sich die Frage, welche 

Bedingungen das Wachstum der Branche auch zukünftig beeinflussen. Daher werden im folgenden 

Abschnitt die zukünftigen Wachstumsbedingungen für die Tourismuswirtschaft analysiert. 

4. Wachstumsbedingungen für die Tourismuswirt-

schaft 

Im Fokus dieser Studie stehen die wirtschaftspolitischen Rahmenbedingungen, die die Bundespolitik 

setzen kann, damit das Wachstumspotenzial der Tourismuswirtschaft in Deutschland optimal ausge-

schöpft werden kann. Aus gesamtwirtschaftlicher Perspektive lassen sich die Wachstumsbedingungen 

für die Tourismuswirtschaft in nachfrageseitige und angebotsseitige Bedingungen unterscheiden: 

£ Die nachfrageseitigen Wachstumsbedingungen definieren das Nachfragepotenzial durch 

Touristinnen und Touristen in Deutschland. Es geht also darum, wie groß die Gruppe der po-

tentiellen Deutschland-Touristen ist und welche Kaufkraft diese haben. Dies umfasst sowohl 

Inländer als auch Touristen mit Wohnsitz im Ausland.  

£ Die angebotsseitigen Wachstumsbedingungen fassen eine Vielzahl an Faktoren zusammen, 

die die Qualität und den Umfang der Tourismus-charakteristischen Güter und Dienstleistun-

gen bestimmen, die in Deutschland bereitgestellt werden. Dazu gehören weitgehend unver-

änderbare Aspekte (z.B. die Geographie und das Landschaftsbild), aber auch politisch beein-

flussbare Faktoren wie das Fachkräfteangebot, die Steuerbelastung von touristischen Unter-

nehmen oder die Verkehrsinfrastruktur.  

Sowohl die nachfrageseitigen als auch die angebotsseitigen Wachstumsbedingungen werden von einer 

Reihe von Mega-Trends beeinflusst. Zu diesen gehören der demographische Wandel, der Klimawandel 

und die Digitalisierung der Wirtschaft und Gesellschaft. Im Folgenden wird zunächst auf die nachfra-

geseitigen Wachstumsbedingungen eingegangen, anschließend wird ein Überblick über angebotssei-

tige Wachstumsbedingungen gegeben. Abschließend werden zentrale Punkte zusammengefasst, die 

aus Sicht der Tourismuswirtschaft die Tourismuspolitik des Bundes bestimmen sollten.  
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4.1 Nachfrageseitige Wachstumsbedingungen 

Die Analyse im vorangegangenen Abschnitt (vgl. Abschnitt 3) unterstreicht, dass die inländische Nach-

frage eine tragende Säule der Tourismuswirtschaft in Deutschland ist. Die Entwicklung des Binnentou-

rismus ist wiederum in hohem Maße von der Entwicklung der verfügbaren Einkommen in Deutschland 

abhängig. Empirische Studien zeigen, dass die Nachfrage von Touristen einkommenselastisch6 ist, d.h. 

die Nachfrage nach Tourismusleistungen wird von der Einkommenssituation der Haushalte und vom 

Konjunkturverlauf relativ stark beeinflusst (Smeral, 2012).  

                                                           

6 Eine hohe Einkommenselastizität impliziert, dass die Nachfrage nach touristischen Leistungen relativ stark auf 

Änderungen der Einkommenssituation reagiert. Anders als die Nachfrage nach existentiell notwendigen Gütern 

wie Grundnahrungsmitteln steigt die Nachfrage nach touristischen Leistungen in Reaktion auf gestiegenes Ein-

kommen relativ stark. 
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Abbildung 4-1:   
Entwicklung der jährlichen Veränderung der Inländer-Übernachtungen und des Bruttoinlandsprodukts und des 
verfügbaren Einkommens je Einwohner in Deutschland, 2000-2017 

 

Notiz: Ab dem Berichtsjahr 2011 weist die Zeitreihe einen Bruch auf. Ab 2011 werden Übernachtungen in Beher-

bergungsbetrieben mit 10 und mehr Schlafgelegenheiten bzw. auf Campingplätzen mit 10 und mehr Stellplätzen 

erfasst, zuvor waren es in Beherbergungsbetrieben mit 9 und mehr Betten bzw. Campingplatze mit 3 und mehr 

Stellplätzen. *Entsprechende p-Werte zu den Korrelationskoeffizienten: 0,051 (Korrelation zwischen jährliche 

Veränderung inländischen Übernachtungen und BIP) und 0,127 (Korrelation zwischen jährlicher Veränderung 

inländischer Übernachtungen und verfügbares Einkommen). 

Quelle: Destatis (2018), eigene Berechnungen. 

 

Abbildung 4-1 verdeutlicht die Konjunkturabhängigkeit der touristischen Konsumausgaben inländi-

scher Touristen in Deutschland (approximiert durch die Anzahl der Übernachtungen). 

Aufgrund der guten konjunkturellen Entwicklung der letzten 8 Jahre in Deutschland und der hohen 

Bedeutung der Binnennachfrage für den Tourismus in Deutschland steht die Tourismuswirtschaft in 

Deutschland im europäischen Vergleich der letzten 10 Jahre recht gut da. Das heißt, die Tourismus-

wirtschaft profitiert von Wirtschaftswachstum und hohem Beschäftigungsstand sowie auch von al-

len wirtschaftspolitischen Maßnahmen, die positiv auf das verfügbare Einkommen der Bevölkerung 

einwirken. Dies können beispielsweise Konjunkturprogramme oder Steuerreformen sein, die die Kauf-

kraft der Haushalte stärken (wie Senkungen der Einkommens- oder Mehrwertsteuer). 

Eine eigenständige nachfrageseitige Tourismuspolitik im engeren Sinne existiert damit nicht. Das heißt, 

dass die wirtschaftspolitischen Maßnahmen, die sich positiv auf die Nachfrage durch Touristinnen und 
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Touristen aus Deutschland auswirken, nicht in erster Linie mit Blick auf die Tourismuswirtschaft durch-

geführt werden, sondern auf übergeordnete Gesichtspunkte wie allgemeines Wirtschaftswachstum, 

die Stabilisierung des Konjunkturverlaufs oder die Senkung von Arbeitslosigkeit und Steigerung der 

verfügbaren Einkommen der Privathaushalte abzielen. Das bedeutet aber nicht, dass es hier einen In-

teressensgegensatz zwischen üblichen wirtschaftspolitischen Zielen und günstigen nachfrageseitigen 

Rahmenbedingungen für die Tourismuswirtschaft gibt. Angesicht der Größe und gesamtwirtschaftli-

chen Bedeutung der Tourismuswirtschaft sollten wirtschaftspolitische Entscheidungen jedoch die 

Auswirkungen spezifischer Maßnahmen auf die Tourismuswirtschaft mitberücksichtigen, etwa bei 

der Ausgestaltung von Konjunkturprogrammen.  

Die demographische Entwicklung ist ebenfalls ein Faktor, der zukünftig Einfluss auf die quantitativen 

und qualitativen Aspekte der inländischen touristischen Nachfrage in Deutschland haben wird. Zwar 

kann die demographische Entwicklung in der kurzen Frist aufgrund der hohen Reisetätigkeit von älte-

ren Personen das Wachstum des Binnensegments unterstützen, geringes Bevölkerungswachstum und 

ein Rückgang der Bevölkerung (Statistisches Bundesamt, 2015) lassen in der langen Frist im Binnen-

segment jedoch kein großes Wachstumspotenzial vermuten.  

Dynamisches Wachstum im Tourismus wird jedoch vor allem im internationalen Tourismus, also 

durch internationale Tourismusankünfte, erzielt werden. Hierfür spielen in erster Linie das Wirtschafts-

wachstum und die verfügbaren Einkommen in den ausländischen Quellmärkten eine vorrangige Rolle. 

Hierfür sind alle wirtschaftspolitischen Maßnahmen zu begrüßen, die das gesamteuropäische Wirt-

schaftswachstum stützen.  

4.2 Angebotsseitige Wachstumsbedingungen 

Die angebotsseitigen Wachstumsbedingungen der Tourismuswirtschaft einer Region bestehen im We-

sentlichen aus zwei Faktoren. Einerseits ist die Verfügbarkeit von Ressourcen und von Produktionsfak-

toren für das Angebot touristischer Produkte entscheidend. Andererseits werden die Wachstumsbe-

dingungen durch einen effizienten Einsatz der Ressourcen und Produktionsfaktoren sowie durch die 

Geschwindigkeit des technischen Fortschritts bestimmt. Insgesamt wird also mithilfe von verfügbaren 

Ressourcen und Produktionsfaktoren (Input) im Rahmen der verfügbaren Technologien in einer Region 

ein Produktionsergebnis erzielt (Output) (vgl. u.a. Varian, 1994).  

Die wichtigsten Inputs der Tourismuswirtschaft stellen einerseits die klassischen Produktionsfaktoren 

Arbeit und Kapital dar: 
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£ Der Faktor Arbeit bezieht sich auf das Arbeitskräfteangebot in Form von Qualität und Verfüg-

barkeit. 

£ Der Faktor Kapital kann unterschiedliche Ausprägungen einnehmen wie Produktionsmittel 

(bspw. Maschinen) oder Grund und Boden. 

Darüber hinaus sind die Ausstattung einer Tourismusdestination mit touristischen (oftmals natürli-

chen oder kulturellen) Ressourcen sowie die touristische Infrastruktur maßgeblich:  

£ Zu den natürlichen Ressourcen zählen beispielsweise das Landschaftsbild Deutschlands, die 

zentrale geographische Lage, Artenvielfalt, das Klima und die Alpen. 

£ Kulturelle Ressourcen sind hingegen spezifische touristische Attraktionen. Diese reichen von 

kulturellen und historischen Attraktionen wie Burgen, Baudenkmälern oder Schlössern bis 

hin zu Räumen als kulturtouristische Attraktionen wie Städte. Dabei können kulturelle Res-

sourcen auch immaterieller Natur sein wie eine ausdifferenzierte Küchenkultur oder das 

Münchner Oktoberfest. 

£ Ferner trägt die touristische Infrastruktur (z.B. klassische Verkehrsinfrastruktur, Informati-

onsangebote, aber auch digitale Infrastruktur etc.) entscheidend zur Ausstattung einer Tou-

rismusdestination bei. 

Neben der Verfügbarkeit dieser Inputs ist deren effizienter Einsatz wichtig. Hierfür spielen beispiels-

weise die Arbeits- und Kapitalproduktivität, der technische Fortschritt und damit verbunden Produkti-

vitätswachstum sowie die Innovationbereitschaft von Unternehmen eine große Rolle. Im Hinblick auf 

die Arbeitsproduktivität ist die Tourismuswirtschaft durch eine geringe Arbeitsproduktivität und hohe 

Arbeitsintensität im Vergleich zur Gesamtwirtschaft gekennzeichnet (DIW Econ, 2017). Arbeitssparen-

der technischer Fortschritt (z.B. durch Digitalisierung) kann deshalb für Produktivitätssteigerungen in 

der Tourismuswirtschaft eine wichtige Rolle einnehmen.  

Darüber hinaus sind weitere übergeordnete Bestimmungsfaktoren des angebotsseitigen Wachstums 

zu berücksichtigen, die die technologischen, wirtschaftlichen, gesellschaftlichen oder politischen Rah-

menbedingungen mitbestimmen: 

£ Die fortschreitende Digitalisierung spielt in diesem Zusammenhang eine wichtige Rolle, da 

sie das Potenzial hat, sowohl gänzlich neue Angebote im Tourismusmarkt entstehen zu las-

sen als auch die Interaktion zwischen Touristen und den Akteuren der Tourismuswirtschaft 

entscheidend zu verändern. Plattformmodelle machen beispielsweise Informationen zugäng-

lich und senken Informations- sowie Transaktionskosten. Durch die Digitalisierung können so 
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neue Geschäftsprozesse und -modelle entstehen und alte verdrängt werden (BMWi, 2018). 

Dadurch wird sich auch die Struktur des Wettbewerbs im Markt verändern. Dies stellt wiede-

rum auch Behörden und Regulierer vor neue Herausforderungen (Schweitzer et al., 2018). 

Insgesamt ist zu erwarten, dass die Digitalisierung zur Steigerung der Arbeitsproduktivität in 

den Unternehmen beitragen kann. Letzteres ist gerade für die Tourismuswirtschaft von gro-

ßer Bedeutung.  

£ Der demographische Wandel hat Konsequenzen für den Arbeitsmarkt, die bereits heute 

spürbar sind. Die Alterung der Bevölkerung und die damit verbundenen Auswirkungen auf 

das Erwerbspersonen-Potenzial werden die Fachkräfteverfügbarkeit und damit die Möglich-

keiten der tourismuswirtschaftlichen Unternehmen, überhaupt Leistungen am Markt anbie-

ten zu können, beeinflussen.  

£ Darüber hinaus übt der Klimawandel Einfluss auf den Tourismusmarkt aus und zwingt die 

Tourismuswirtschaft zu reagieren. Einerseits führt der Klimawandel dazu, dass die Ausstat-

tungen bestimmter Regionen mit Naturressourcen Veränderungen unterliegen (bspw. gerin-

gere Schneemenge und Schneesicherheit in den tieferen Lagen der Alpen). Andererseits wer-

den veränderte politische Rahmenbedingungen als Reaktion auf den Klimawandel das Han-

deln der Akteure zukünftig beeinflussen.  

4.3 Tourismuspolitik ist auch Aufgabe der Bundes 

Die Tourismuswirtschaft wird sich den Herausforderungen, die sich aus Digitalisierung, demographi-

scher Entwicklung, Globalisierung und Klimawandel ergeben, stellen müssen. Um dies erfolgreich tun 

zu können und zukünftiges Wachstumspotenzial im Tourismus weiter zu erschließen, braucht es in 

Deutschland eine Tourismuspolitik, die Rahmenbedingungen setzt, die dies ermöglichen. Tourismus-

politik kann in diesem Kontext zielgerichtet Einfluss auf den Markt und seine Akteure nehmen. 

Tourismuspolitik kann dabei als Summe der Maßnahmen politischen Handelns verstanden werden, 

die die Gestaltung und Entwicklung der Tourismuswirtschaft beeinflusst (Mundt, 2004). So wie die 

Tourismuswirtschaft eine Querschnittsbranche ist, ist Tourismuspolitik eine Querschnittsdisziplin. 

Zwar liegt die konkrete Planung, Entwicklung und Förderung des Tourismus in der Verantwortung der 

Bundesländer. Oftmals wird dies als Tourismuspolitik im engeren Sinne verstanden und dem Bund 

keine relevante Rolle in der Tourismuspolitik zugestanden. Das greift aber zu kurz: Zahlreiche Rahmen-

bedingungen der Tourismuswirtschaft von der Finanzpolitik über Arbeitsrecht und Steuergesetzge-

bung bis hin zu Fragen der Digitalisierung werden maßgeblich vom Bundesgesetzgeber beeinflusst. 
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Eine Tourismuspolitik des Bundes, die auf ein Wachstum der Tourismuswirtschaft im Sinne von 

Wertschöpfung und Beschäftigung abzielt, muss sich aller Instrumente und Maßnahmen der Wirt-

schaftspolitik des Bundes bedienen.  

Tourismuspolitik in diesem Sinne berührt dabei die Zuständigkeitsbereiche unterschiedlicher Bun-

desministerien. Dazu zählen beispielsweise die Regulierung von Produktmärkten, bspw. in Verbrau-

cherschutzfragen (BMJV), die Regulierung von Arbeitszeiten (BMAS), die Mittelstandspolitik (BMWi) 

oder Infrastrukturvorhaben (BMVI) (vgl. Abbildung 4-2). Damit ist Tourismuspolitik auch Bundesan-

gelegenheit, deren Ziel es vor allem ist, günstige Rahmenbedingungen für eine positive Tourismus-

entwicklung in Deutschland zu schaffen. 

Abbildung 4-2:  
Tourismuspolitik als querschnittsorientierte Aufgabe der Bundespolitik 

 

Quelle: DIW Econ. 

Eine Tourismuspolitik des Bundes, die auf das Wachstum der Branche abzielt, muss Maßnahmen und 

Rahmenbedingungen identifizieren und umsetzen, die die Geschäftstätigkeit der Unternehmen der 

Tourismuswirtschaft erleichtern und Hemmnisse für die Geschäftsentwicklung abbauen. Da eine ei-

genständige Tourismuspolitik des Bundes in einem zentralisierten Ressort kaum existiert, sollte eine 

Tourismuspolitik des Bundes auch immer die Auswirkungen verschiedener Maßnahmen im Blick ha-

ben, die nicht primär auf die Tourismuswirtschaft abzielen („Tourism Mainstreaming“).  
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4.4 Konkrete Wachstumsbedingungen aus Sicht der Tourismuswirtschaft 

In den vorangegangenen Abschnitten wurden aus gesamtwirtschaftlicher Sicht die wesentlichen nach-

frageseitigen und angebotsseitigen Wachstumsbedingungen für die Tourismuswirtschaft hergeleitet. 

Dabei wurde auch herausgearbeitet, dass die Bundespolitik entscheidenden Einfluss auf die Wachs-

tumsbedingungen für die Tourismuswirtschaft hat. Da die Tourismuspolitik Querschnittscharakter hat, 

eine Vielzahl einzelner Themen betrifft und die Zuständigkeit verschiedener Bundesministerien be-

trifft, wurden die Expertise der Tourismuswirtschaft herangezogen, um die relevanten Themen zu kon-

kretisieren.  

Um die wichtigsten Probleme und Handlungsoptionen der Tourismuspolitik, die im Einflussbereich der 

Bundespolitik liegen, zu identifizieren, wurden Experteninterviews mit maßgeblichen Branchenvertre-

terinnen und -vertretern der Tourismuswirtschaft in Deutschland geführt (vgl. Anhang: Tabelle A-1), 

und deren Positionspapiere zur Bundestagswahl und zum Koalitionsvertrag sowie aktuelle Stellung-

nahmen ausgewertet.  

Dabei wurden zehn Themenfelder identifiziert, die aus Sicht der tourismuswirtschaftlichen Akteure für 

die zukünftigen Wachstumschancen der Tourismuswirtschaft wichtig sind. Die Vertreterinnen und Ver-

treter der Tourismuswirtschaft benannten dabei insbesondere Faktoren, die die Bundesregierung zeit-

nah beeinflussen kann und die zu einer erkennbaren Verbesserung führen.7 Dabei kann zwischen der 

Organisation der Tourismuspolitik und dem tourismuspolitischen Instrumentarium des Bundes unter-

schieden werden.  

                                                           

7  Neben konkreten wirtschaftspolitischen Rahmenbedingungen gehören zu den übergeordneten und langfristi-

gen Zielen der Tourismuspolitik der Bundesregierung auch ein nachhaltiger Tourismus und die Entwicklung des 

Tourismus im ländlichen Raum (BMWi, 2017). Beispielsweise ist die Förderung des nachhaltigen Tourismus in 

der Nachhaltigkeitsstrategie des Bundes verankert (Bundesregierung, 2016). Das BMWi und das BMU sind an 

der Förderung des Tourismus in ländlichen Räumen durch mehrere konkrete Projekte beteiligt (vgl. BMWi, 

2014). Daneben ist Deutschland Mitglied der Globalen Partnerschaft für Nachhaltigen Tourismus der Vereinten 

Nationen. Auch die Deutsche Zentrale für Tourismus e.V. setzt mit ihrer Nachhaltigkeitsinitiative Akzente in der 

Entwicklung nachhaltiger touristischer Angebote (DZT, 2018). In diesen Themenbereichen sehen die meisten 

tourismuswirtschaftlichen Akteure keinen konkreten Handlungsbedarf in Form von Regulierung oder anderer 

wirtschaftspolitischer Maßnahmen, sie setzen vielmehr auf Marktergebnisse und Instrumente der Freiwillig-

keit. 
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4.4.1 Organisatorische Perspektive der Tourismuspolitik 

Da die Tourismuswirtschaft eine Querschnittsbranche und von verschiedenen Politikbereichen betrof-

fen ist, hängt der Erfolg der Tourismusakteure maßgeblich von einer effizienten Koordination der Tou-

rismuspolitik selbst sowie der Förderinstrumente ab. 

£ Koordinierung der Tourismuspolitik:  

Der Querschnittscharakter der Tourismuspolitik hat zur Folge, dass Zuständigkeitsbereiche der 

Tourismuspolitik in unterschiedlichem Umfang in verschiedenen Bundesministerien liegen. 

Darüber hinaus spielt Tourismuspolitik auf unterschiedlichen politischen Ebenen eine Rolle 

(Bund, Länder, Gemeinden). 

Aus Sicht verschiedener Vertreterinnen und Vertreter der Tourismuspolitik erfordert diese 

Zersplitterung der tourismuspolitischen Zuständigkeiten (sowohl horizontal als auch vertikal) 

eine intensivere Koordinierung und Abstimmung aller tourismuspolitischen Akteure. Beispiels-

weise reiche der Bund-Länder-Ausschuss nicht aus zur Koordinierung (dort würden hauptsäch-

lich Fragen der aktuellen Tagespolitik geklärt). Weitere Forderungen umfassen eine bessere 

Koordinierung und Abstimmung tourismusrelevanter Themen über die Grenzen des BMWi hin-

weg, zwischen den beteiligten Ministerien sowie eine bessere Sichtbarkeit des Tourismus 

durch eine Aufwertung des Tourismusreferats (bspw. durch mehr Personal).  

£ Koordinierung von öffentlichen Förderprogrammen:  

Fester Bestandteil nationaler Tourismuspolitik ist die Tourismusförderung. Es stehen auf EU-, 

Bundes- und Länderebene zahlreiche Förderprogramme zur Verfügung, die für touristische 

Unternehmen und Projekte relevant sind. Diese sind aus Sicht der Tourismusakteure jedoch 

nicht ausreichend aufeinander abgestimmt. Zudem seien die Antragsverfahren oftmals kom-

plex und für die von KMU geprägte Tourismuswirtschaft mit hohen Informationskosten ver-

bunden, sodass keine vollständige Ausschöpfung des bestehenden Förderpotenzials realisiert 

werde. Diesbezüglich wird mehr Transparenz, eine bessere Abstimmung der Förderpro-

gramme und Förderkriterien auf die Tourismusunternehmen sowie eine Vereinfachung der 

Antragsverfahren gefordert.  

£ Verbesserung der Statistik- und Informationsgrundlage für evidenzbasierte Wirtschafts- und 

Tourismuspolitik: 

Die Tourismuswirtschaft in Deutschland wird in ihrer Gesamtheit nicht im Rahmen der amtli-

chen Wirtschaftsstatistik abgebildet. Dem steht ein Interesse entgegen, Entscheidungen in der 
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Tourismus- und Wirtschaftspolitik auf Basis verlässlicher und aussagekräftiger ökonomischer 

Informationen zu treffen. Aus Sicht der Tourismusakteure werden die Regelmäßigkeit und die 

Anwendung einheitlicher Methoden der Tourismusstatistiken, sowohl für Bundes- als auch 

Landesebene, als Problemfelder genannt sowie die Notwendigkeit aktuelle Trends abzubilden 

(z.B. Sharing Economy). Auf der anderen Seite wurde aber auch angemerkt, dass zusätzliche 

Statistiken über den Tourismus nicht mit einer höheren Bürokratiebelastung einhergehen 

dürften. 

4.4.2 Regulatorische Aspekte der Tourismuspolitik 

£ Wettbewerbspolitik  

Die Digitalisierung kann Geschäftsprozesse bestehender Akteure in ihrer Wettbewerbsposi-

tion gegenüber neuen Akteuren beeinflussen. Vor diesem Hintergrund sei beispielsweise der 

Umgang mit Online-Buchungsportalen ein aktuelles Regulierungsthema. Eine wichtige Auf-

gabe des Bundes sei es deshalb, für faire Spielregeln zu sorgen. Einige Akteure sehen deutli-

chen Regulierungsbedarf aufgrund von Monopolisierungstendenzen in der Plattformökono-

mie. Gleiches gilt für mehr Transparenz von Algorithmen und Rankings im Online-Handel. 

£ Internationaler Standortwettbewerb 

Ferner übt der internationale Wettbewerb verstärkt Druck auf Anbieter touristischer Leis-

tungen in Deutschland aus (Deutschland als Destination, Hotels, Fluggesellschaften). Von Re-

levanz für das internationale Wettbewerbsumfeld sind bspw. der Steuer- und Standortwett-

bewerb. Im internationalen Kontext wird von den Akteuren der Tourismuswirtschaft ein level 

playing field hinsichtlich der Steuerbelastung gefordert (z.B. Steuervorteile von Online-Platt-

formen (Sitz in Irland), Abbau der Luftverkehrssteuer, Aufhebung der gewerbesteuerlichen 

Hinzurechnung von Hotelzimmerkontingenten, Mehrwertsteuersatz in der Gastronomie).  

£ Verbraucherschutz und Qualitätssicherung  

Maßnahmen zur Stärkung des Verbraucherschutzes (bspw. EU-Pauschalreiserichtlinie, DSGVO, 

Sammelklage auf Schadensersatz / New Deal for Consumers der EU, Lebensmittelhygienevor-

schriften) werden von einigen touristischen Akteuren vor allem vor dem Hintergrund eines zu 

hohen Bürokratieaufwandes kritisch bewertet. Zudem sei der Stellenwert des Verbraucher-

schutzes in Deutschland bereits auf hohem Niveau. Andere Akteure sehen dagegen durchaus 

Spielraum für die Stärkung von Verbraucherrechten, bspw. bei der Durchsetzung von Fahrgast-

rechten über Online-Formulare. 
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£ Bürokratiekosten 

Die Tourismuswirtschaft fordert einen Abbau von Bürokratiekosten (z.B. die bspw. durch zahl-

reiche Dokumentationspflichten entstehen). Insbesondere wird eine sachgerechte Gegen-

überstellung des Nutzens und der (Bürokratie-)Kosten einzelner Maßnahmen gefordert. Zur 

Senkung der Bürokratiekosten könnten auch digitale Lösungen beitragen. Beispielsweise wird 

für einen kostengünstigeren Betriebsablauf die Einführung der Gültigkeit der elektronischen 

Unterschrift im Melderecht der Hotelleriebranche angeführt. Auch die Vereinheitlichung von 

länderspezifischen Regelungen wie die Versammlungsstättenverordnung wird in diesem Zu-

sammenhang genannt.  

£ Arbeitsmarktregulierung  

Aus Teilen der Tourismuswirtschaft wird gefordert, dass die Regulierungen des Arbeitszeitge-

setzes flexibilisiert werden sollten. Damit sollen die Rahmenbedingungen an die im Tourismus 

herrschende, saisonal und auch kurzfristig stark schwankende Nachfrage angepasst werden; 

zudem wird insbesondere für Kleinstbetriebe eine Sonderregelung für notwendig erachtet. 

Ferner wird bspw. die Arbeitszeitdokumentation im Gastgewerbe als deutliche Bürokratiebe-

lastung angesehen.  

£ Fachkräfteverfügbarkeit 

Der Fachkräftemangel ist für die meisten Tourismusakteure eine bedeutende Herausforde-

rung, die konkrete Maßnahmen erfordere. Hier wird zum einen eine Förderoffensive zur Qua-

lifizierung und Weiterbildung von Fachkräften für wichtig erachtet. Angeführt werden in die-

sem Zusammenhang sowohl die Stärkung der dualen als auch der akademischen Ausbildungen 

im Tourismusbereich. Eine weitere wichtige Stellschraube sei eine Förderung der Unterneh-

mensnachfolge beispielsweise durch spezifische Beratungsangebote. Eng mit der Attraktivität 

der Arbeitsplätze verbunden, ist die Forderung nach einer Modernisierung des Berufsbildes, 

die u.a. auf aktuelle Entwicklungen der Digitalisierung eingeht. Ein weiterer wichtiger Anknüp-

fungspunkt sei eine erleichterte Einwanderung von Fachkräften aus dem Ausland, insbeson-

dere aus nicht EU-Mitgliedsstaaten in Kombination mit einer besseren Anerkennung von Aus-

bildungsabschlüssen. 

4.4.3 Öffentliche Investitionen und Ausgaben 

£ Infrastrukturinvestitionen 
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Die Infrastruktur eines Landes ist wesentliche Grundlage für die Tourismuswirtschaft und ins-

besondere die Verkehrsinfrastruktur steht in komplementärer Beziehung zu vielen anderen 

touristischen Leistungen. Investitionen durch die öffentliche Hand in die klassische Infrastruk-

tur, die eine effektive Verkehrsanbindung für Destinationen bereitstellen (zeitgemäßes Ange-

bot aller Verkehrsträger, Radwege etc.), wird auch von der Tourismuswirtschaft für wichtig 

erachtet. In diesem Zusammenhang wird eine stärkere Berücksichtigung der touristischen Ver-

kehre im Zuge der Verkehrswegeplanung des Bundes gefordert. Auch werden Investitionen in 

die Barrierefreiheit für notwendig erachtet. 

Neben der klassischen Infrastruktur ist für die Tourismuswirtschaft auch eine flächendeckende 

digitale Infrastruktur von besonderer Relevanz. Lücken in der digitalen Infrastruktur werden 

insbesondere in ländlichen Räumen gesehen.  

£ Internationales Marketing 

Eine gezielte Vermarktung des Reiselands Deutschland könne die Stellung Deutschlands im in-

ternationalen Wettbewerb stärken und entscheidend zur Auslandswahrnehmung beitragen. 

In Deutschland übernimmt die Deutsche Zentrale für Tourismus (DZT) die Marketing- und Ver-

triebsarbeit für das Reiseland Deutschland. Der Finanzbedarf der DZT wird größtenteils durch 

den Bund abgedeckt. In diesem Zusammenhang wird von der Tourismuswirtschaft zumindest 

eine Verstetigung bzw. teilweise auch eine Erhöhung der Mittel der DZT gefordert.  

5. Impulse für das tourismuspolitische Konzept der 

Bundesregierung 

Die vorangegangenen Abschnitte identifizierten verschiedene nachfrage- und angebotsseitige Wachs-

tumsbedingungen für die Tourismuswirtschaft sowie wichtige Anliegen ihrer Akteure selbst. Darauf 

aufbauend werden in diesem Abschnitt wirtschaftspolitische Impulse zu ausgewählten Themenberei-

chen präsentiert.  

Die Tourismuswirtschaft in Deutschland ist eine erfolgreiche Querschnittsbranche von gesamtwirt-

schaftlicher Bedeutung, die sich auch im internationalen Vergleich insgesamt gut entwickelt hat. 

Gleichwohl sieht sich die Tourismuswirtschaft in Deutschland mit der Herausforderung konfrontiert, 

ihr Wachstumspotenzial auch in Zukunft optimal auszuschöpfen. Die tragende Säule der Tourismus-

wirtschaft in Deutschland ist die Nachfrage inländischer Touristen. Aufgrund der demographischen 
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Entwicklung ist in diesem Segment allerdings langfristig nicht die größte Wachstumsdynamik zu ver-

muten. Dynamisches Wachstum im Tourismus wird vor allem mit der Nachfrage ausländischer Touris-

ten verbunden sein. 

Damit die Tourismuswirtschaft international wettbewerbsfähig bleibt und zur Steigerung der Wert-

schöpfung und Schaffung neuer Arbeitsplätze in Deutschland betragen kann, sollte die tourismuspoli-

tische Strategie der Bundesregierung einerseits umfassend und zukunftsorientiert sein. Als Ergebnis 

dieser Überlegungen sollte eine Konzeption stehen, die eine Vision für den Zeitraum von 2020 bis 2030 

und für die lange Frist beinhaltet. Das bedeutet, dass vor allem der Umgang mit den globalen Mega-

Trends wie dem demographischen Wandel, der Digitalisierung und dem Klimawandel Berücksichtigung 

finden muss.  

Tourismuspolitik muss aber zum anderen neben der Entwicklung großer Linien auch konkrete, wachs-

tumsfreundliche Rahmenbedingungen für die von kleinen und mittleren Unternehmen geprägte Tou-

rismuswirtschaft bieten, an denen die nachfolgenden Ausführungen anknüpfen. Dazu gehören insbe-

sondere die folgenden fünf Punkte: 

£ Eine evidenzbasierte Tourismus- und Wirtschaftspolitik, die die Auswirkungen von staatli-

chen Eingriffen, die aus verschiedenen Gründen (bspw. Umweltschutz, Verbraucherschutz, 

Arbeitsschutz etc.) ergriffen werden, für den Tourismus als Gesamtsystem sowie für die 

Wertschöpfung und Beschäftigung in allen beteiligten Teilbranchen im Sinne eines Tourism 

Mainstreaming untersucht.  

£ Eine bessere Koordination der Tourismuspolitik, die den Anforderungen des Querschnitts-

charakters der Tourismuswirtschaft gerecht wird und eine Optimierung von Förderinstru-

menten. 

£ Eine Verbesserung der Standortbedingungen durch eine Stärkung der Infrastrukturinvestiti-

onen auf Basis von öffentlichen Investitionen in die Infrastruktur und adäquaten Rahmenbe-

dingungen für private Investitionen. 

£ Ausgestaltung eines fairen Regelwerkes für die Digitalisierung, das wettbewerbspolitisch 

ein Gleichgewicht zwischen Regulierung und freiem Spiel der Marktkräfte darstellt und es 

der Tourismuswirtschaft ermöglicht, die Potenziale der Digitalisierung zu nutzen.  

£ Eine Sicherung des Fachkräftebedarfs im Tourismus durch einen zukunftsfähigen touristi-

schen Arbeitsmarkt sowie erleichterten Zugang zum Arbeitsmarkt für Fachkräfte aus dem 

EU-Ausland. 
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5.1 Evidenzbasierte Wirtschaftspolitik: Tourismuspolitik sollte immer um-

fassend die Kosten und Nutzen staatlicher Maßnahmen berücksichti-

gen 

Bei der Ausgestaltung der rechtlichen und wirtschaftlichen Rahmenbedingungen, in denen die Unter-

nehmen der Tourismuswirtschaft agieren, ist es wichtig, die Auswirkungen geplanter politischer Maß-

nahmen ex-ante zu bewerten und ex-post empirisch zu evaluieren. Tourismus- und Wirtschaftspolitik 

sollte dementsprechend evidenzbasiert sein. Dabei sollten nicht nur isoliert einzelne Teilbranchen ana-

lysiert werden, sondern es gilt den Querschnittscharakter der Tourismuswirtschaft und damit den Tou-

rismus als Gesamtsystem zu berücksichtigen. 

5.1.1 Evidenzbasierte Tourismus- und Wirtschaftspolitik 

Der Querschnittscharakter der Tourismuswirtschaft bedingt, dass die Branche von einer Vielzahl poli-

tischer Maßnahmen aus verschiedenen Politikbereichen betroffen ist. Staatliche Regulierungen und 

andere Eingriffe werden dabei aus vielen unterschiedlichen Gründen umgesetzt. Regulierungsmaßnah-

men, steuerliche Eingriffe, Subventionen, Verbote und Gebote können Marktversagen korrigieren, 

Wettbewerbsintensität fördern, dem Umwelt- und Naturschutz dienen, Verbraucherinteressen si-

chern oder verteilungspolitisch unerwünschte Entwicklungen korrigieren.  

Solche Maßnahmen sind oftmals gut begründet und verfolgen einen legitimen Zweck. Aus tourismus-

politischer Sicht sollte jedoch berücksichtigt werden, dass staatliche Maßnahmen, die bspw. aus Grün-

den des Verbraucherschutzes eingeführt werden (etwa die Stärkung der Passagierrechte von Fluggäs-

ten), auch Auswirkungen auf die Tourismuswirtschaft haben können. Da der Tourismus ein Gesamt-

system ist, ist in der Regel nicht nur eine bestimmte Teilbranche (bspw. Fluglinien) betroffen, sondern 

die Branche als Ganzes.  

Eine umfassende Tourismuspolitik muss also die gesamten Kosten und Nutzen von geplanten Maßnah-

men berücksichtigen, sowohl in direkt als auch in indirekt betroffenen Bereichen. In der wirtschafts-

politischen Debatte in Deutschland ist in den letzten Jahren die Bedeutung der evidenzbasierten Ent-

scheidungsfindung deutlich gestiegen. Dies ist zum einen darin begründet, dass staatliche Eingriffe, 

wenn sie mit direkten Kosten für die öffentliche Hand verbunden sind, grundsätzlich unter Rechtferti-

gungsdruck stehen. Aber auch indirekte Kosten – für Unternehmen oder Verbraucher – müssen be-

rücksichtigt werden. Zum anderen verfolgen andere Länder (unter anderem die angelsächsischen und 

die skandinavischen Ländern) schon länger eine stärker evidenzbasierte Wirtschaftspolitik. Wichtige 
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Beiträge in der deutschen Debatte sind in diesem Kontext ein Gutachten des Wissenschaftlichen Bei-

rats des Bundeswirtschaftsministeriums zur Evaluierung wirtschaftspolitischer Fördermaßnahmen als 

Element einer evidenzbasierten Wirtschaftspolitik (BMWi, 2013) sowie Boockmann et al. (2014), in 

denen die Defizite und Potenziale der aktuellen Praxis diskutiert werden. Beide Beiträge kommen zum 

Schluss, dass in Deutschland die Evidenzbasierung der Wirtschaftspolitik in den Bereichen der (aktiven) 

Arbeitsmarktpolitik und der Innovationsförderung am weitesten fortgeschritten sei. In anderen Berei-

chen gebe es noch große Defizite. 

Dementsprechend sollte auch das tourismuspolitische Leitbild der Bunderegierung berücksichtigen, 

dass bei der Feststellung von Regulierungsbedarf (bspw. aus ökologischen Erwägungen oder mit Ver-

braucherschutzzielen) die Implementierung von Maßnahmen, deren Auswirkungen auf alle Teilbran-

chen der Tourismuswirtschaft unklar und möglicherweise wohlfahrtsmindernd sind, vermieden wer-

den sollten, wenn die Gesamtkosten der Maßnahmen ihren Nutzen übersteigen. Kosten und Nutzen 

sind dabei in einem umfassenden Sinn zu bewerten. Aus diesem Grund sollte zuvor immer auf Basis 

einer umfassenden Folgenabschätzung die potentielle Wirkung einer wirtschaftspolitischen Maß-

nahme auf alle Teilbranchen identifiziert und quantifiziert werden. Darüber hinaus ist auch die Ex-Post-

Evaluation von bereits umgesetzten Maßnahmen auf ihre Zielerreichung und einen effizienten Mitte-

leinsatz hin relevant, um gegebenenfalls Regulierungsversagen zu identifizieren. 

5.1.2 Konkrete Themen für empirische Kosten-Nutzen-Analysen 

Im tourismuspolitischen Konzept der Bundesregierung sollte daher berücksichtigt werden, dass ver-

schiedene staatliche Maßnahmen und Regelungen, die originär gar nicht auf die Tourismuswirtschaft 

abzielen, zu Kosten für die Tourismuswirtschaft führen und damit deren Wachstumsperspektiven bein-

trächtigen. Diese und zukünftig geplante Maßnahmen sollten im Sinne einer evidenzbasierten Wirt-

schaftspolitik einer empirischen Kosten-Nutzen-Analyse unterzogen werden. Von den Akteuren der 

Tourismuswirtschaft werden beispielsweise die folgenden Themen häufig als Belastungsfaktor disku-

tiert: Besteuerung im internationalen Wettbewerb, Verbraucherschutz und Bürokratiekosten.  

£ Besteuerung im internationalen Wettbewerb: Steuern oder Abgaben können dazu beitra-

gen, Marktversagen durch Internalisierung von externen Effekten (z.B. Treibhausgasemissio-

nen) zu korrigieren. Allerdings können Steuern auch den Wettbewerb auf einem Markt ver-

zerren, wenn bestimmte Unternehmen selektiv steuerlich anders behandelt werden als ihre 

Wettbewerber. Im internationalen Kontext ist das aufgrund der zunehmenden internationa-
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len Integration von hoher Relevanz. Touristische Akteure, die in einem internationalen Wett-

bewerbsumfeld agieren, unterliegen unter Umständen aufgrund ungleicher Besteuerung 

starkem Druck, um wettbewerbsfähig zu bleiben (bspw. beeinträchtigt die Luftverkehrsteuer 

aus Sicht deutscher Fluggesellschaften deren Wettbewerbsposition gegenüber ausländi-

schen Fluggesellschaften). Aus diesem Grund sollten bei der Ausgestaltung von steuerlichen 

Rahmenbedingungen die wettbewerblichen Auswirkungen auf alle Teilbranchen abgeschätzt 

werden und es sollte auch bei bereits umgesetzten Steuern eine Ex-Post-Evaluierung durch-

geführt werden. 

£ Verbraucherschutz: Maßnahmen im Bereich des Verbraucherschutzes (wie bspw. die Pau-

schalreiserichtlinie) können dazu beitragen, dass faire Spielregeln eingehalten werden, die 

die Qualität der Leistungen im Markt insgesamt steigern und die Transparenz am Markt ver-

bessern. Auf der anderen Seite führen Verbraucherschutzregelungen oftmals zu höheren 

Kosten auf Seiten der touristischen Unternehmen, etwa durch Haftungsrisiken oder Doku-

mentationspflichten. Auch in diesem Bereich gilt es, die Kosten und Nutzen bestehender 

Maßnahmen in Rahmen von Ex-Post-Evaluierungen zu untersuchen sowie potentielle neue 

Maßnahmen zur Stärkung des Verbraucherschutzes auf Folgewirkungen hin zu untersuchen.  

£ Bürokratiekosten: Viele Regulierungsmaßnahmen erzeugen als Nebeneffekt Bürokratiekos-

ten, die mit der Implementierung einhergehen (bspw. Dokumentationspflichten). Auch hier 

bedarf es einer Kosten-Nutzen-Analyse, bei der die Struktur der Tourismuswirtschaft, d.h. 

insbesondere die oftmals überdurchschnittliche Belastung kleiner und mittlerer Unterneh-

men durch Bürokratiekosten, berücksichtigt wird.  

Um entsprechende Kosten-Nutzen-Abwägungen politischer Maßnahmen vornehmen zu können, muss 

eine ausreichende und datenbasiere Informationsgrundlage zur Verfügung stehen oder geschaffen 

werden. Die Bedeutung von Datenerhebung und die ökonomische Modellierung möglicher tourismus-

politische Entscheidung werden auch in den nationalen Tourismusstrategien anderer Länder hervor-

gehoben (Vgl. Irland, Norwegen, Schweiz, USA). Auf solch einer Informationsgrundlage können dann 

evidenzbasierte Evaluationsmethoden angewendet werden, die methodischen Mindeststandards ge-

nügen. Zu diesen gehört insbesondere, dass wirtschaftspolitische Maßnahmen im Sinne des wissen-

schaftlichen Beirats des BMWi evidenzbasiert sein müssen (BMWi, 2013). Im Zuge dessen sollten ent-

sprechende Folgeabschätzungsverfahren (analog zu den Impact Assessment-Verfahren der Europäi-

schen Kommission) (Europäische Kommission, 2015) durchgeführt werden.  
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5.2 Gute Politik für den Tourismus als Querschnittsbranche muss alle Ak-

teure gut koordinieren 

Der Querschnittscharakter der Tourismuswirtschaft bedeutet, dass Tourismuspolitik eine Vielzahl von 

Politikbereichen berührt, deren Entscheidungen Auswirkungen auf touristische Unternehmen aus un-

terschiedlichen Wirtschaftsbereichen haben. Dieser der Tourismuswirtschaft und Tourismuspolitik im-

manente Querschnittscharakter führt dazu, dass es einen hohen Koordinierungsbedarf zwischen ver-

schiedenen Entscheidungsträgern gibt. 

5.2.1 Koordination der Tourismuspolitik und Förderprogramme 

Auf Bundesebene ist das BMWi federführend für die Tourismuspolitik zuständig. In vielen Einzelfragen 

berührt Tourismuspolitik jedoch auch die Zuständigkeit anderer Ministerien (vgl. Abschnitte 4.2 und 

4.3), die oftmals unabhängig und unabgestimmt tourismusrelevante Entscheidungen treffen. Gleich-

zeitig liegt die konkrete Planung, Entwicklung und unmittelbare Förderung des Tourismus in der Ver-

antwortung der Bundesländer. Ein wesentliches Problem dieser horizontalen (einzelne Bundesmini-

sterien) und vertikalen (föderale Ebenen) Kompetenzzersplitterung liegt in dem hohen Koordinations-

aufwand. Eine erfolgreiche Politik ist also maßgeblich von einer effizienten Koordination und Abstim-

mung abhängig.  

Das gilt auch für die Förderlandschaft der Tourismuswirtschaft, die durch eine komplexe Förderarchi-

tektur gekennzeichnet ist. Für die Tourismuswirtschaft kommen zahlreiche Förderinstrumente auf un-

terschiedlichen Förderebenen (europäische Ebene, Bundes- und Landesebene) in Frage. Auf Bundes-

ebene gibt es unterschiedliche Förderprogramme zur Innovations-, Infrastruktur- und Strukturförde-

rung, in der Regel jedoch keine eigens für den Tourismus vorgesehenen Programme. Darüber hinaus 

können beispielsweise strukturschwache Regionen Mittel aus der Gemeinschaftsaufgabe „Verbesse-

rung der regionalen Wirtschaftsstruktur” (GRW) für gewerbliche Investitionen und Investitionen in die 

kommunale wirtschaftsnahe Infrastruktur beziehen. Zur Erschließung der landwirtschaftlichen und 

touristischen Entwicklungspotenziale werden Mittel der Gemeinschaftsaufgabe "Verbesserung der Ag-

rarstruktur und des Küstenschutzes" (GAK) bereitgestellt. Dabei werden die Bundesmittel in der Regel 

durch Landesmittel kofinanziert. Hinzu kommen unterschiedliche Förderrichtlinien und Förderpoliti-

ken mit unterschiedlichen Förderarten (Zuschüsse, Darlehen, Bürgschaften etc.) der Länder mit zahl-

reichen regionalen und spezifischen Förderprogrammen, die die Komplexität der Förderarchitektur er-

höhen (vgl. Förderdatenbank BMWi). Mit dieser komplexen Förderarchitektur geht unter anderem ein 

teilweise unvollständiger Abruf des Fördervolumens einher. 
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5.2.2 Maßnahmen zur besseren Koordination der Tourismuspolitik und Förderprogramme 

Zunächst muss eine bessere Koordinierung der an der Tourismuspolitik beteiligten Bereiche ange-

strebt werden, um konterkarierende (negative externe) Effekte anderer Politikbereiche zu vermei-

den und um Synergieeffekte (positive externe Effekte) durch Maßnahmen anderer Politikbereiche 

zu nutzen. Zudem haben Maßnahmen unterschiedlicher Politikbereiche, die nicht primär auf die Tou-

rismuswirtschaft abzielen, auch Auswirkungen auf die Unternehmen der Tourismuswirtschaft. Bei-

spielsweise hat die Datenschutzgrundverordnung der EU (DSGVO) Auswirkungen auf den Umgang mit 

Gästedaten in Hotels, die eine Anpassung der Geschäftsprozesse benötigen und somit Kosten verursa-

chen. Auch im internationalen Kontext ist die Verbesserung der Koordinierung ein wichtiges Thema 

von nationalen Tourismusstrategien (vgl. Tourismusstrategie der Schweiz und USA). In den USA ist bei-

spielsweise eine eigene Abteilung im Department of Commerce vorgesehen, die sich explizit mit Fra-

gen der Tourismuspolitik auseinandersetzen soll.  

Da in Deutschland für die Ressortabstimmungen aktuell das BMWi zuständig ist, sollte dessen Rolle als 

Koordinator der Politiken der Ressorts noch intensiver wahrgenommen werden. Vor diesem Hinter-

grund ist eine Aufwertung des Amtes des Tourismusbeauftragten und Kompetenzausweitung des 

Referats Tourismus sowie personelle Aufstockung empfehlenswert. Ein institutionalisierter Staats-

sekretärsausschuss kann helfen, die viele Politikbereiche tangierende Tourismuspolitik besser zu ko-

ordinieren. Entsprechende Koordinationsverbesserungen sollten auch für die Bund-Länder-Koordina-

tion verfolgt werden. Um die Tourismuspolitik des Bundes und Tourismusaktivitäten der Länder bes-

ser aufeinander abzustimmen, wird vorgeschlagen, die Regelmäßigkeit des Bund-Länder-Ausschus-

ses zu stärken, um neben gegenseitiger Unterrichtung vermehrt Koordinierungsaufgaben wahrzu-

nehmen. 

Die komplexe Förderstruktur sowie der unvollständige Abruf von Fördermitteln verdeutlicht die Not-

wendigkeit, einzelne Förderprogramme aufeinander abzustimmen und gegebenenfalls die Förderkri-

terien anzupassen. Zum einen sollten die EU-Förderpolitiken, GRW und GAK enger verzahnt werden 

und Synergieeffekte bestehender Förderprogramme besser ausgenutzt werden. Eine engere Verzah-

nung der bereits existierenden Förderprogramme wurde bereits im aktuellen Koalitionsvertrag festge-

halten. Zudem kann eine Bündelung bestehender Fördermöglichkeiten erreicht werden. Förderpro-

gramme, die einerseits auf die Verbesserung der Infrastruktur abzielen, könnten mit Förderprogram-

men, die auf eine Stärkung des Humankapitals ausgerichtet sind, verknüpft werden, um Synergien zu 

bewirken. Eine derartige Bündelung kann beispielsweise über regionale Entwicklungskonzepte koordi-

niert werden, wobei je nach Zielsetzung Förderprogramme beantragt werden, die aufeinander abge-

stimmt sind (IWH, 2012). Zur Effizienzsteigerung der Förderung und Optimierung der Koordination 



 Beitrag zur nationalen Tourismusstrategie der Bundesregierung 

Eine Kurzexpertise der DIW Econ für den BTW 

 

 

34 

wäre gegebenenfalls eine Zusammenfassung der verschiedenen Förderstellen ratsam. In Österreich 

übernimmt beispielsweise die Österreichische Hotel- und Tourismusbank Gesellschaft m.b.H (ÖHT) die 

Koordinierung der Tourismusförderung des Bundes im Auftrag des Bundesministeriums für Nachhal-

tigkeit und Tourismus, wobei die Fördermittel auch aus EU-Gelder aus den dafür vorhergesehenen 

Fonds bestehen (Österreichisches Bundesministerium für Nachhaltigkeit und Entwicklung, 2018).  

5.3 Hoher Bedarf an Investition in die Infrastruktur  

Eine leistungsfähige Infrastruktur ist für den Erfolg einer Volkswirtschaft eine wesentliche Vorausset-

zung. Dafür sind Investitionen in die Infrastruktur notwendig. Eine leistungsfähige und moderne Infra-

struktur ermöglicht den effizienteren Einsatz von Produktionsmitteln (bspw. durch geringere Trans-

portkosten), Produktivitätssteigerungen und trägt somit zur Wettbewerbsfähigkeit einer Volkswirt-

schaft bei. Zudem sind für die Tourismuswirtschaft Investitionen in die Verkehrsinfrastruktur und digi-

tale Infrastruktur aufgrund der Komplementarität der touristischen Einzelleistungen von besonderer 

Bedeutung, da diese die Standortqualität maßgeblich beeinflussen. 

5.3.1 Status Quo und Bedeutung von der Infrastrukturinvestitionen 

Im Jahr 2015 attestierte die Expertenkommission „Stärkung von Investitionen in Deutschland“, die im 

Auftrag des Bundesministers für Wirtschaft und Energie eingesetzt wurde, zu geringe Infrastrukturin-

vestitionen sowohl im öffentlichen als auch im privaten Sektor. Der Investitionsrückstand wurde dabei 

im Jahr 2013 auf 3 Prozent des BIP beziffert, dies entspricht einer Summe von 91 Mrd. Euro (Exper-

tenkommission „Stärkung von Investitionen in Deutschland“, 2015 und Statistisches Bundesamt, 

2016). Zwar wurden die öffentlichen Investitionsausgaben anschließend um 34 Prozent gesteigert, je-

doch verwies die Kommission ein Jahr später in einer Stellungnahme auf weiteren Handlungsbedarf 

sowohl bei öffentlichen Investitionen als auch bei der Verbesserung der Rahmenbedingungen für pri-

vate Investitionen (Expertenkommission „Stärkung von Investitionen in Deutschland“, 2016). Auch im 

internationalen Vergleich weist Deutschland weiterhin eine gesamtwirtschaftliche Investitionsschwä-

che auf. Mit einer Investitionsquote (Verhältnis von gesamten Bruttoinvestitionen zum BIP) von 20,3 

Prozent liegt Deutschland aktuell in der unteren Hälfte der OECD-Länder (Abbildung 5-1). 
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Abbildung 5-1:   
Investitionsquoten (Verhältnis von gesamten Bruttoinvestitionen in Millionen US Dollar zum BIP in Millionen 

US Dollar) der OECD Länder in %, 2017 oder zuletzt verfügbar8 

 

Quelle: OECD, 2018, eigene Berechnungen.  

Die Verkehrs- und die digitale Infrastruktur sind komplementär zu anderen touristischen Leistungen, 

und somit wichtiger Bestandteil des Bündelgutes „Tourismus“. Investitionen in eine leistungsfähige 

Infrastruktur sind damit eine wesentliche Grundvoraussetzung für die Entwicklung und Wettbewerbs-

fähigkeit des Tourismus. Durch bessere Erreichbarkeit können zunächst mehr Touristen in deutsche 

Destinationen reisen, die dann zur Wertschöpfung und Beschäftigung in der Hotellerie, Gastronomie, 

im Einzelhandel etc. beitragen. Daher wirken Infrastrukturinvestitionen auf das Gesamtsystem der 

Tourismuswirtschaft und nicht allein auf die unmittelbar betroffene Teilbranche (bspw. Personen-

transport). Dies legt auch die Ex-post-Evaluierung der Förderung von Infrastrukturprojekten durch den 

Europäischen Fonds für regionale Entwicklung (EFRE) nahe.9 Der Europäische Fonds für regionale Ent-

                                                           

8 2016: CRI, RUS und CHN; 2015: BRA, ZMB; 2014: PER. 

9  Die Evaluierung der Förderung solcher Projekte ergab eine Zielerreichung von 64 Prozent in Bezug auf die An-

zahl der Projekte und 78 Prozent in Bezug auf die Anzahl der neu geschaffenen Arbeitsplätze. Konkret wurden 

13.091 initiierte Projekte und 17.640 dadurch neu entstandene Arbeitsplätze erfasst. Die Beurteilung der Ziele 

erfolgt durch die Vorgabe von Zielwerten im Rahmen des Förderprogramms für jeden Indikator (neue Jobs, 

Anzahl an neuen Projekten etc.). In der Ex-post-Evaluierung wird beurteilt, ob diese Richtwerte erreicht wur-

den. 
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wicklung stellt Mittel, etwa für den Ausbau der Schieneninfrastruktur (z.B. Sachsen-Anhalt und Thürin-

gen) oder den Neubau von Verkehrsstraßen (z.B. Schnellstraße in Mecklenburg-Vorpommern), bereit. 

Von der Förderung profitierten dabei vor allem urbane Regionen und sektorspezifisch die Hotellerie 

und Gastronomie sowie die regionalen öffentlichen Verwaltungen (Europäische Kommission, 2015).  

Gleichzeitig konstatiert die Expertenkommission im Verkehrsbereich, der für die Tourismuswirtschaft 

von zentraler Bedeutung ist, aufgrund des anhaltenden Investitionsstaus dringenden Handlungsbe-

darf. 

5.3.2 Maßnahmen zur Stärkung des Tourismus durch Infrastrukturinvestitionen 

Es ist eine zentrale staatliche Aufgabe, die Infrastruktur zu erhalten und weiterzuentwickeln sowie 

gute Rahmenbedingungen für private Investitionstätigkeit und damit auch Wirtschaftswachstum zu 

schaffen. Ein tourismuspolitisches Konzept der Bundesregierung muss deshalb auch Infrastruktur-

maßnahmen beinhalten, vor allem in der Verkehrs- und digitalen Infrastruktur.  

Dabei ist die Investitionsschwäche mit Blick auf die Infrastruktur kein rein deutsches Phänomen: Inves-

titionen in die Infrastruktur spielen nicht nur für das tourismuspolitische Konzept in Deutschland eine 

Rolle, dies gilt beispielsweise auch für die USA oder Australien.10  

Ein funktionierendes Verkehrssystem ist für Mobilität und damit auch für den Tourismus zentral. Hier-

für spielt etwa der Erhalt und Ausbau von überregionalen Straßen eine wichtige Rolle, bei dem die 

Expertenkommission „Stärkung von Investitionen in Deutschland“ dringenden Handlungsbedarf sieht 

(z.B. Errichtung einer Infrastrukturgesellschaft der Bundesfernstraßen). Der Bundesverkehrswegeplan 

2030 des BMVI bietet einen wichtigen Anknüpfungspunkt für einen langfristigen Erhalt und Ausbau 

von Straßen, Schienenwegen, Wasserstraßen und nun auch von Radwegen (vgl. z.B. Radweg Deutsche 

Einheit) (BMVI, 2016). Im ländlichen Raum werden Mittel der GRW zur Finanzierung von touristischen 

Infrastrukturinvestitionen bereitgestellt (BMWi, 2017). Hier liegt der Fokus in der Förderung der öf-

fentlicher Einrichtungen und der Geländeerschließung, die unmittelbar der Entwicklung der regionalen 

Tourismuswirtschaft zugutekommt. Ebenso kann eine Stärkung der Städtebauförderung die Attrakti-

vität von Städten als touristische Destinationen fördern.  

                                                           

10 In den USA soll die Infrastruktur mit den bestehenden Zuschussprogrammen verbessert, aber vor allem auch 

aufrechterhalten werden. Die australische Strategie sieht ebenso den Ausbau von Reisewegen vor, wobei vor 

allem die Verbesserung des Luftverkehrs im Fokus steht. 
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Neben Investitionen in die klassische Infrastruktur wird die Förderung der digitalen Infrastruktur auch 

für die Tourismuswirtschaft immer bedeutsamer. Konkret geht es um den flächendeckenden Breit-

bandausbau, der einen schnellen Internetzugang ermöglicht. Um die digitale Infrastruktur effizient 

auszubauen, empfiehlt die Expertenkommission eine Verbesserung der regulatorischen Rahmenbe-

dingungen für Investitionen in Breitbandnetze (z.B. Vergabe von Konzessionen mit regulatorischen 

Auflagen und, falls notwendig, zusätzliche staatliche Subventionen). Besonders dringend ist auch der 

Ausbau in ländlichen Regionen. Zur Erreichung eines zukunfts- und hochleistungsfähigen Breitband-

netzes in unterversorgten Gebieten setzt beispielsweise das Bundesförderprogramm für den Breit-

bandausbau an (BMVI, 2018). 

Von verbesserten Standortbedingungen, etwa durch öffentliche Investitionen in die Infrastruktur, 

können wiederum Impulse für private Investitionen ausgehen. Diesbezüglich sind adäquate Rah-

menbedingungen für Unternehmensinvestitionen entscheidend, deren Ausgestaltung eine Regulie-

rungsfrage ist. Unter anderem können steuerliche Investitionsanreize helfen.  

5.4 Ein faires Regelwerk für die Digitalisierung  

Die Digitalisierung der Wirtschaft und Gesellschaft ermöglicht Produktivitätsfortschritte, neue Ge-

schäftsmodelle und ist zentraler Wachstumstreiber der Zukunft. Auf der anderen Seite sind mit diesem 

technologisch geprägten Strukturwandel auch Veränderungen verbunden. Auf diese müssen sich Un-

ternehmen, insbesondere auch in der Tourismuswirtschaft, sowie die Politik einstellen.  

5.4.1 Bedeutung der Digitalisierung für den Tourismus 

Die zunehmende Digitalisierung verändert die Wirtschaft und beeinflusst Märkte und Geschäftspro-

zesse branchenübergreifend. Aktuelle Beispiele für neuere Geschäftsmodelle in der Tourismuswirt-

schaft sind Anbieter von Plattformen zur Vermittlung touristischer Dienstleistungen sowie die Sharing 

Economy (vgl. DIW Econ 2017: 31ff.).  

Intermediäre Onlineplattformen, bspw. zur Vermittlung von Übernachtungen oder Mobilitätsangebo-

ten, werden seit einigen Jahren verstärkt beobachtet und insbesondere in der Tourismuswirtschaft 

diskutiert. Aus ökonomischer Sicht sind Plattformen mehrseitige Märkte, auf denen Netzwerkeffekte 

zum Tragen kommen. Diese Netzwerkeffekte ermöglichen schnelles Wachstum der Plattformen und 

können diesen Marktmacht verleihen (vgl. DIW Econ, 2017). Dadurch kommt ihnen bei der Ausgestal-

tung der Märkte hohe Bedeutung zu. Es ist beispielsweise denkbar, dass sie höhere Vermittlungsge-
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bühren als unter wettbewerblichen Marktbedingungen verlangen können. Aufgrund von Lock-in-Ef-

fekten können Anbieter auf den Plattformen, bspw. Hotelbetreiber, nur zu hohen Kosten auf andere 

Vermittlungsplattformen wechseln und akzeptieren folglich die hohen Gebühren. 

Dies kann dazu führen, dass Wertschöpfung an die Vermittlungsplattformen fließt, die ansonsten im 

Unternehmen verblieben wäre. Hat die Vermittlungsplattform ihren Sitz im Ausland, geht dies zu Las-

ten der in Deutschland erzielten Wertschöpfung. Gleichzeitig kann von einer Abhängigkeit der Anbieter 

touristischer Leistungen von den Plattformen gesprochen werden, wenn kleine und mittlere Unter-

nehmen im Wettbewerb auf die Vermittlungsdienstleistung angewiesen sind, um ihre Marktpräsenz 

zu sichern. Zudem fallen Vermittlungsgebühren an, die ggf. die zusätzliche Wertschöpfung neutralisie-

ren (vgl. DIW Econ, 2017). Solche potentiellen Entwicklungen stellen Unternehmen der Tourismuswirt-

schaft ebenso wie die Gestalter des nationalen und internationalen Regelungsrahmens vor neue Her-

ausforderungen. Derzeit wird das daran ersichtlich, dass die Politik in Bereichen wie dem Wettbe-

werbsrecht Diskussionen über die Digitalisierung und den damit verbundenen Marktveränderungen, 

die gegebenenfalls Anpassungen des bestehenden Regelungsrahmens erfordern, anstößt.11  

In den letzten Jahren hat außerdem die Präsenz von Anbietern touristischer Leistungen, zu denen so-

wohl private als auch gewerbliche Anbieter zählen, auf Plattformen im Rahmen der Sharing-Ökonomie 

zugenommen, die die Tourismuswirtschaft insgesamt und besonders das Beherbergungsgewerbe be-

einflusst (BMWi, 2018). Einerseits intensivieren neue Anbieter den Wettbewerb. Das kann Vorteile für 

die Verbraucher und Verbraucherinnen nach sich ziehen, wenn beispielsweise auch herkömmliche Be-

herbergungsdienstleister aufgrund des steigenden Wettbewerbsdrucks Innovationen tätigen. Ande-

rerseits können im Zuge der Ausdehnung von Sharing-Angeboten externe Effekte wie eine Verknap-

pung von Wohnraum in Ballungsräumen in Zusammenhang mit einer Steigerung der Mietpreise oder 

ein mangelnder Verbraucherschutz einhergehen. In diesem Fall können Regulierungen dieser Unter-

nehmen gerechtfertigt sein. Regulatorische Maßnahmen sind darüber hinaus denkbar, sollten unter-

schiedliche Wettbewerbsbedingungen für herkömmliche Anbieter und Sharing-Anbieter gelten (z.B. 

Besteuerung) (BMWi, 2018).  

                                                           

11 Beispielsweise hat das Bundesministerium für Wirtschaft und Energie den im Jahr 2018 veröffentlichten Be-

richt zur Modernisierung der Missbrauchsaufsicht für marktmächtige Unternehmen (Schweitzer et al. 2018) 

beauftragt. 
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5.4.2 Maßnahmen zur Stärkung fairer Wettbewerbsbedingungen  

Im Zuge der beschriebenen Marktveränderungen in der Tourismuswirtschaft durch die Digitalisierung 

ergibt sich wettbewerbspolitisch ein Spannungsfeld.  

Zum einen sollen möglichst wenig regulierende Maßnahmen getroffen werden, die Innovation und die 

Entstehung neuer Geschäftsmodelle behindern. Entsprechend sollten die Tourismuswirtschaft und 

ihre Akteure bei der Nutzung der Chancen der Digitalisierung unterstützt werden. In diesem Zusam-

menhang stellt der Bund im Rahmen des Kompetenzzentrums Tourismus (Kompetenzzentrum Touris-

mus, 2018) bereits Informationen und Best-Practice Beispiele bereit. Gleichermaßen ist die Digitalisie-

rung auch Bestandteil der nationalen Tourismusstrategien anderer Länder (vgl. Tourismusstrategie der 

Schweiz, Neuseeland und Australien). Die Tourismuspolitik des Bundes muss also dazu beitragen, 

dass die Tourismuswirtschaft die Potentiale der Digitalisierung nutzen und somit ihre internationale 

Wettbewerbsfähigkeit sichern bzw. ausbauen kann. Dafür muss unter anderem eine flächende-

ckende und gut ausgebaute digitale Infrastruktur etabliert werden, sodass die Tourismuswirtschaft 

flächendeckend die Möglichkeiten, die die Digitalisierung eröffnet, in ihre Geschäftsprozesse integ-

rieren und damit Effizienzsteigerungen erreichen kann. 

Zum anderen ist ein fairer Wettbewerb zu fördern (mit dem Ziel eines „level playing field“). Dazu sind 

unter Umständen Regulierungsmaßnahmen notwendig, sofern Akteure (wie bspw. Onlineplattformen) 

mit Marktmacht entstehen, die zum Nachteil der Nutzer agieren, bspw. durch Marktmacht den Nut-

zern höhere Preise als unter Wettbewerbsbedingungen auferlegen. Hier muss im Rahmen des touris-

muspolitischen Konzepts der Bundesregierung ein Monitoring etabliert werden, um Regulierungsbe-

darf frühzeitig erkennen zu können. 

Es muss also wettbewerbspolitisch ein Gleichgewicht zwischen Regulierung und freiem Spiel der 

Marktkräfte gefunden werden. Da die Auswirkungen von staatlichen Eingriffen – gerade in Berei-

chen, die sich wie die Digitalisierungen dynamisch entwickeln – a priori unklar sind, müssen mögliche 

Maßnahmen und deren Auswirkungen auf die Tourismuswirtschaft empirisch untersucht werden 

(vgl. Abschnitt 5.1). Eine Erprobung der Effekte staatlicher Eingriffe kann beispielsweise auch im Rah-

men von Reallaboren stattfinden (vgl. dazu BMWi, 2018). 

5.5 Der Fachkräftemangel muss dringend angegangen werden 

Eine aktuelle Herausforderung für die gesamte deutsche Wirtschaft ist der Mangel an qualifizierten 

Fachkräften. Auch viele Unternehmen der von kleinen und mittleren Unternehmen geprägten Touris-

muswirtschaft haben Schwierigkeiten bei der Mitarbeitergewinnung. Da qualifizierte und motivierte 
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Arbeitskräfte einen wichtigen Produktionsfaktor in der Tourismuswirtschaft darstellen und in beson-

derem Maße zur Standortqualität Deutschlands beitragen, ist dies ein Wachstumshindernis.  

5.5.1 Status Quo des touristischen Fachkräftemangels in der Tourismuswirtschaft 

In der aktuellen Tourismusumfrage der Deutschen Industrie- und Handelskammer (DIHK) wird die Re-

levanz des Fachkräftemangels im touristischen Arbeitsmarkt deutlich. 68 Prozent der Befragten sehen 

im Gastgewerbe12 den Fachkräftemangel als ernstzunehmendes Risiko für den Geschäftsbetrieb an.13  

Hinzu kommt, dass in Anbetracht des demographischen Wandels, der mit dem Ausscheiden vieler 

Fachkräfte bei gleichzeitig weniger Berufseinsteigern verbunden ist (Bildungswerk der Sächsischen 

Wirtschaft, 2014), nicht mit einer unmittelbaren und schnellen Lösung des Problems zu rechnen ist. 

Gleichzeitig nimmt die Nachfrage nach touristischen Leistungen zu. Eine solche angespannte Fachkräf-

tesituation kann zur Folge haben, dass existierende Nachfrage nach touristischen Leistungen nicht be-

dient werden kann. Daneben kann es zu Qualitätsverlusten kommen. Damit verbundene Probleme für 

einzelne touristische Akteure schlagen sich aufgrund der Komplementarität der Einzelleistungen in der 

gesamten Tourismuswirtschaft einer Region nieder.  

5.5.2 Maßnahmen zur Stärkung der touristischen Fachkräfteverfügbarkeit 

Um dem Mitarbeiterengpass in der Tourismuswirtschaft entgegenzuwirken, lassen sich für die Touris-

muspolitik auf Bundesebene mehrere Ansatzpunkte identifizieren.  

Ein erster Anknüpfungspunkt zur Rekrutierung von Fachkräften ist das möglichst vollständige Aus-

schöpfen des existierenden Fachkräftepotenzials sowie dessen Erweiterung. Dabei sollten möglichst 

umfassend alle Zielgruppen berücksichtigt werden. Konkret sollten nicht nur die Schulabgängerinnen 

und Schulabgänger – mit dem Ziel die Anzahl der abgeschlossenen Ausbildungen in der Tourismuswirt-

schaft zu erhöhen – in den Blick genommen werden. Weitere Zielgruppen bestehen beispielsweise aus 

älteren Fachkräften, ausländischen Fachkräften sowie Geflüchteten. Über verschiedene Maßnahmen 

                                                           

12 Die Befragung umfasst 3.870 Betriebe des Gastgewerbes, darunter 2.000 Beherbergungsbetriebe, 1.800 Gast-

ronomiebetriebe und 70 Campingplätze. 

13 Die Befragung von Betrieben in einer groß angelegten Studie zum touristischen Arbeitsmarkt des Bildungs-

werks der Sächsischen Wirtschaft, gefördert durch das BMWi ergab, dass 52,8 Prozent der Befragten im Jahr 

2012 offene Stellen auswiesen, die in 41,3 Prozent der Fälle nicht besetzt werden konnten (Bildungswerk der 

Sächsischen Wirtschaft, 2014).  
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kann auch das Potenzial von prinzipiell bereits erschlossenen Zielgruppen, wie etwa weiblichen Be-

schäftigten, noch stärker ausgeschöpft werden. Diese Zielgruppen sollten im Rahmen der nationalen 

Tourismusstrategie stärker angesprochen werden, da sie zusätzliches Mobilisierungspotential bieten. 

Ein zweiter Punkt ist die Steigerung der Attraktivität des Berufsfeldes. Zu den Kriterien, die die Attrak-

tivität der Branche als Arbeitgeber bestimmen und in der nationalen Tourismusstrategie aufgegriffen 

werden sollten, gehören unter anderem die Ausbildungsbedingungen, die Gestaltung von Arbeitszei-

ten, die Vereinbarkeit von Familie und Beruf sowie ein Arbeitsumfeld, das über ein Gesundheitsma-

nagement verfügt und Weiterbildungsmöglichkeiten bietet. Dabei werden diese Kriterien je nach Ziel-

gruppe unterschiedlich gewichtet. Diese Punkte gelten zwar auch für die gesamte deutsche Wirtschaft, 

betreffen aber die Tourismuswirtschaft, die stark von kleinen und mittleren Unternehmen geprägt ist, 

in besonderer Weise. 

Beispielsweise ist die Vereinbarkeit von Familie und Beruf immer noch besonders für die Zielgruppe 

der weiblichen Fachkräfte bedeutsam, wobei die Bundesregierung hier gesamtwirtschaftlich bereits 

aktiv ist (vgl. dazu bspw. bereits bestehende Programme „Vereinbarkeit von Familie und Beruf“ oder 

„Erfolgsfaktor Familie“ des BMFSFJ). Ebenso aktiv ist die Bundesregierung im Bereich der Förderung 

des Gesundheitsmanagements, das insbesondere für ältere Fachkräfte die Attraktivität des Arbeitsum-

feldes steigern kann und es diesen ermöglicht, länger im Unternehmen zu arbeiten. Unternehmen, die 

bestimmte gesundheitsfördernde Maßnahmen wie Bewegungsprogramme anbieten, können seit 

2008 bereits von Steuerentlastungen profitieren (BGM, 2018). Derartige Förderinstrumente sollten in 

der nationalen Tourismusstrategie hervorgehoben und auf die KMU der Tourismuswirtschaft zuge-

schnitten werden. Für ältere Fachkräfte können zudem spezielle Weiterbildungsmaßnahmen zur At-

traktivität beitragen und könnten deshalb ebenso bundespolitisch gefördert werden.  

Für die Zielgruppe der ausländischen Fachkräfte sind dagegen besonders die rechtlichen Rahmenbe-

dingungen zur Einwanderung von grundlegender Bedeutung. In diesem Zusammenhang ist das ge-

plante Fachkräfteeinwanderungsgesetz, das die Regelungen für die Einwanderung von Fachkräften aus 

dem Nicht-EU-Ausland definiert und damit klar geregelte Wege der Einwanderung schafft, hervorzu-

heben. Dieses Gesetz sollte den Fachkräftebedarf der Tourismuswirtschaft explizit berücksichtigen. 

Hiermit in Verbindung stehen auch die rechtlichen Voraussetzungen für eine einfache Anerkennung 

von Ausbildungsabschlüssen. Daneben kann mit Blick auf diese Zielgruppe eine Unterstützung bei der 

Integration durch Beratungsangebote sowohl für ausländische Fachkräfte als auch für Unternehmen 

relevant sein. Im EU-Kontext gibt es im Rahmen der Arbeitnehmerfreizügigkeit bereits Vermittlungs-

strukturen wie die Zentrale Auslands- und Fachvermittlung (ZAV) der Bundesagentur für Arbeit.  
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Für die Zielgruppe der Auszubildenden stehen zunächst die Ausbildungsbedingungen im Fokus. Dies-

bezüglich sollte besonders die duale Ausbildung attraktiver und zukunftsfähig, d.h. auf aktuelle Anfor-

derungen wie die Digitalisierung, ausgerichtet werden. Initiativen zur Imageverbesserung sowie Rek-

rutierungsveranstaltungen, die wie „Bayern schmeckt“ (Initiative u.a. zur Vermittlung von beruflichen 

Perspektiven in der Gastronomie und Hotellerie) bereits auf Länderebene existieren, können unter-

stützend auf Bundesebene umgesetzt werden (Bildungswerk der Sächsischen Wirtschaft, 2014). Im 

Berufsorientierungsprogramm des Bundes kann beispielsweise das Gastgewerbe, das besonders unter 

dem Fachkräftemangel leidet, eine prominentere Rolle einnehmen und so zur Rekrutierung von Ju-

gendlichen für Ausbildungsberufe im Gastgewerbe beitragen (Wirtschaftsministerkonferenz, 2018). 

Wenn es um Maßnahmen zur Deckung des Ausbildungsbedarfes geht, sollten auch Förderinstrumente 

im Blick behalten werden, die über nationale Grenzen hinausgehen. Als Vorbild fungiert hierzu bei-

spielsweise das Programms „Förderung der beruflichen Mobilität von ausbildungsinteressierten Ju-

gendlichen und arbeitslosen jungen Fachkräften aus Europa“ (MobiPro-EU), das von 2013 bis 

2019/2020 zur Rekrutierung von Auszubildenden aus dem EU-Ausland etabliert wurde. Dieses fördert 

jedoch seit 2016 keine weiteren Ausbildungen und fokussiert sich nunmehr auf dessen Evaluierung.  

Letztendlich hat die beschäftigungsintensive Tourismuswirtschaft das Potenzial, die Chancen der Digi-

talisierung und anderer Innovationen in Form von einer steigenden Arbeitsproduktivität für sich zu 

nutzen. Eine Verbesserung der Arbeitsproduktivität, beispielsweise durch die Etablierung von digitalen 

Prozessen, kann den Fachkräftebedarf senken sowie Spielraum für Lohnsteigerungen bieten, damit 

gleichzeitig die Attraktivität des gesamten touristischen Arbeitsmarktes steigern und so insgesamt dem 

Fachkräftemangel entgegenwirken (BMWi, 2017). Das erfordert Investitionen in Humankapital durch 

Qualifizierung und Weiterbildung (vgl. auch Wirtschaftsministerkonferenz, 2018). Hier kann etwa die 

Bundesagentur für Arbeit in Zusammenarbeit mit den spezifischen Teilbranchen spezielle Weiterbil-

dungsangebote schaffen sowie neue Impulse für die Berufsausbildungen der Tourismuswirtschaft lie-

fern. In diesem Zusammenhang sieht etwa die Tourismusstrategie des Bundes in der Schweiz eine Qua-

lifizierungsoffensive mit dem Fokus auf Wissen im digitalen Bereich vor.  

Die Sicherstellung der Versorgung mir Arbeitskräften ist jedoch nicht allein Aufgabe der Tourismuspo-

litik. Insgesamt muss dem Fachkräfteengpass durch das Engagement unterschiedlicher Akteure begeg-

net werden, wie auch der 10-Punkte-Plan der Wirtschaftsministerkonferenz (2018) betont. Die Unter-

nehmen der Tourismusmuswirtschaft müssen die Konkurrenzsituation mit anderen Branchen auf dem 

Arbeitsmarkt angehen. Die nationale Tourismusstrategie der Bundesregierung sollte die Unternehmen 

dabei mit flankierenden Maßnahmen unterstützen. 
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Anhang 

Tabelle A-1:  
Liste der interviewten Branchenvertreterinnen und -vertreter der Tourismuswirtschaft in Deutschland 

Name des Verbandes Gesprächspartner/in 

Allgemeiner Deutsche Automobil-Club e.V. (ADAC) 
Daniela Paitzies  

(Referentin Interessensvertretung) 

Bundesverband der Deutschen Fluggesellschaften e.V. Dr. Michael Engel (Geschäftsführer) 

Deutscher Hotel- und Gaststättenverband Ingrid Hartges (Hauptgeschäftsführerin) 

Deutscher Reiseverband e.V. Volker Adams (Leiter Politik) 

Deutscher Tourismusverband e.V. Claudia Gilles (Hauptgeschäftsführerin) 

Europäischer Verbandes der Veranstaltungs-Centren e.V. Ilona Jarabek (Präsidentin) 

Hotelverband Deutschland  Markus Luthe (Hauptgeschäftsführer) 

RDA Internationaler Bustouristik Verband e.V. Dieter Gauf (Hauptgeschäftsführer) 

Quelle: DIW Econ. 


